
 GejhehHen im Rathauje zu Hannover am 2. September 1919.

Sigung der Eingemeindungsfommiffion.

Anwejend:
— Oberbülrgermeifter Leinert, Bürgervorjteher SdHubert, Bürgervorfieher Diederich,

Bürgermeifter Dr. Weber, a Brüggemann, En Demmig,
Senator Dr. Bähr, Weber, 4 Tramm,
Stadtbaurat Bock, % Kreimeyer, u Fl. Drees

% Wolf, FR Otte, (für Bürgervorfteher Pieper)
Direktor Dr. Seutemann, F Dr. Menge 2 und der Unterzeihnete als Protokoll:
Bürgervorjteher Lau, (für Bürgervorfteher Philippi), führer.

Ferner die Lindener Herren zu Anfang der Sigung.

Dberbürgermeifter Leinert: Die in der leßten Sigung der Eingemeindungsfommiffion gebildete Unter=
— Fommijfion Habe inzwijchen getagt und alle Fragen geklärt, die noch ftrittig gewefen wären. Am Schluffe fei der
— Magiftrat nocd um Auskunft gebeten worden über die Höhe der gegenwärtigen Straßenbau= und Kanalijation8=
 Foften. Ferner jei Auskunft gewünfcht worden, ob das ftaatliHe Gymnafium au nad der Eingemeindung vom

— Staate beibehalten werde, wie hHody die Endzahlen des Lindener Armenetatz feien und wie der Vertrag Lindens
mit der Straßenbahn laute. Die Abftimmung, die von ihın, Vortragenden, am Schluffe der Sigung der Unter=

Fommijfion vorgenommen fei, habe ergeben, daß die Mitglieder der Unterfommiffion, mit Ausnahme zweier
Herren, die jiH der Stimme enthalten Hätten, für den AUnjhluß der Stadt Linden gewefjen feien.

Der in einigen Punkten geänderte Entwurf der Vereinbarung fei den Mitgliedern der Eingemeindungse
— Fommiffion zugeftellt worden. In der Unterfomumiffion habe fi Herausgeftellt, daß die Befürchtung, daß der
— Stadt Hannover mit dem Anfchlufje Lindens erhebliche Koften erwachfen würden, nicht begründet fei. E83 ftehe
den Herren jedoch frei, Heute abend noch einmal auf die verfchiedenen Punkte einzugehen. Im allgemeinen
glaube er fefltftellen zu fönnen, daß eine eingehende Beratung der Vereinbarung nidt mehr erforderlig fet.
Cr fei der AUnficht, daß man nach einer Generaldebatte in die Beratung der einzelnen Paragraphen
eintreten und dadurch zu einem Ergebnis gelangen‘ könne, das den Städtijhen Kollegien in Hannover und

Linden zur BejHlußfafjung vorzulegen fei. Ie nad dem Ausfall der Beratungen in den beiden Städtijhen
—Kollegien werde fodanın bei der Negierung die Herbeiführung eines Gejekes über die Eingemeindung beantragt
werden Können.

Bürgervorfteher Otte erklärte, dem Vorfigenden in formeller Beziehung nicht zuftiimmen zu können, weil
die Unterfommiffion lediglidH zur Klärung der Verhältnifje eingefeßt gewefjen wäre.“ Für eine BejGlußfaffung
jet die Eingemeindungsfommijfion zujtändig. Nachdem die Unterfommiffion ihre Aufgaben erledigt Habe, müffe
zunächft eine alleinige Sigung der hHannoverfjhen Eingemeindungsfommiffion ftattfinden, weil die Mitglieder der=
jelben unter fich noch verfohiedene vertraulide Fragen zu erörtern Hätten. Er bitte deshalb, die Heutige Sigung

nicht als Schlußfigung zu betrachten, vielmehr die Sonderfigung der hHannoverfhen Eingemeindungskommi[fion
unter allen Umftänden noch ftattfinden zu laffen.

— Bürgerborfteher Zramm unterftüßte -Ddiefe Ausführungen und ftellte den Antrag, die heutige Sigung ohne
—Beifein der Lindener Herren abzuhalten.

Oberbürgermeifter Leinert: Die Abitimmung in der Unterfommijfion fei vorgenommen worden, weil die
 Untertommijfion insbejondere den S$ 5 der Vereinbarung zu beraten gehabt Habe. Dem Antrage des Bürger-
borfiehers Zramm wolle cr fi in jeder Beziehung anjoließen, er jeße dabei voraus, daß die Aufklärungen, die

in der leßten Sigung der Eingemeindungsfommiffion und in der Unterfommiffionsfigung verlangt worden feien,
als erledigt betrachtet werden könnten und ftelle dies ausdrücklich feft.

Bürgervorfteher Denmmig erklärte, daß er ebenfalls der Meinung gewejen fei, daß nach der Beendigung
ber Tätigkeit der Unterfommiffion eine Sigung der hHannoverjhen Eingemeindungskommiffion ftattfinden werde,
in der gegebenenfalls noch weitere Aufklärung gefordert werden könne.

Oberbürgermeifter Leinert ftellte fejt, daß der Antrag des Bürgervorftehers Iramm angenommen fei,
dankte den Lindener Herren für ihr Erfheinen und erfuchte fie, fih zurüdzuziehen. (Dies gefhah.)

Dberbürgermeifter Zeinert bat, nunmehr in die Beratung der einzelnen Paragraphen einzutreten.
Bürgervorfieher Xramm hielt zunächft noch einige Mitteilungen über die verfdhiedenen Fragen, die in der

Untertommifjfion beraten worden feien, für erforderlich.
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Oberbürgermeifter Leinert erwiderte, daß er angenommen habe, daß man fig über die Verhandlungen der
Unterfommiffion in den Fraktionen bereit verftändigt Habe.

Bürgervorfteher Zramm: Dies habe noch nidht gefhehen können, weil die Heutige Sikung zu eilig an=
beraumt fei. Die Auskünfte auf die verfhiedenen Fragen, die er in der Unterkommiffion geftellt Habe,
feien den Mitgliedern der KMommiffion erft in den lekten Tagen, zum Teil erft geftern, zugegangen. Er halte
e3 für zwedmäßig, die Sigung auf Mitte nächfter Woche zu vertagen.

Senator Dr. Bähr: Auch er fei durch die Einladung zu der Heutigen Sigung einigermaßen überrafcht
worden, da er angenommen Habe, daß nad den Verhandlungen in der Unterfommiffion zunächft eine Sigung
der hHannoverjhen Eingemeindungsfommijfion ftattfinden werde.

Dberbürgermeifter Leinert: Die Lindener Herren jeien eingeladen worden, um auf etwaige Fragen Aus-
funft geben zu können.

Bürgervorfteher Otte bat um Auskunft, wie e8 mit der Beibehaltung des ftaatliden Gymnajiums in
Linden nad vollzogener Eingemeindung {ftehe.

Dberbürgermeifter Leinert erwiderte, daß die ftaatlihen Anftalten, nad dem wa3 er in 0 erfahren
Habe, in der Regel nach vollzogener Eingemeindung vom Staate weitergeführt würden; doch müfje diejer Punkt
in das Gejeß Hineingebracht werden. Über die Fragen, die Bürgervorfteher Tramm in der legten Sigung
geftellt Habe, feien die Unterlagen beigebracht worden, fo über das Ergebnis der Wahlen in Linden und
Hannover, ferner über den Zuftand der ftädtijhHen Gebäude, wobei fih ergeben Habe, daß der Zuftand der
Lindener Schulen, mit ganz wenigen Ausnahmen, auf der gleichen Höhe jei wie der der Hannoverfhen Schulen,
daß der Schlachthof Lindenz den dortigen Bedürfnifjen entfpräche und daß für die Erweiterung des Kranken=
hHaufes Siloah da3 erforderlidhe Gelände vorhanden jei. Die Bedingung, daß das Krankenhaus Silvah als
befondere Station für alle Krankheiten beibehalten werden müjffe, fei in der Vereinbarung geftriHen worden.
An Bebauungsplänen fei verhältnismäßig wenig bearbeitet, was als fehr günftig bezeichnet werden müjfe. Die
Neuvermejfung Lindens fei erft vor wenigen Jahren begonnen und noch nicht wejentlih vorgejOHritten.

MAu3 dem Berichte des Stadtbauratz Bo über die {traßenbauligen Verhältnifje Lindens gehe hervor, daß
für Straßenbefeltigungen, mit Ausnahme derjenigen Straßen, die infolge der Kanalijation neu gebaut werden
müßten, befondere Ausgaben in nächfter Zeit nicht erforderlich feien. Was die Entwälferungsanlagen angehe, fo
{preche fi der Bericht des Stadtbaurats Bock zujammenfafjend dahin aus, daß für die Kanäle und für die
Kläranlage fofort nach friedenzsmäßigem Anfdhlage 1 Million Mark und innerhalb der nächften 10 Jahre rund
31/2 Millionen Mark erforderlich feien. Auf 10 YJahre verteilt mache diefe Summe in den näciten‘ 8 Jahren
den Betrag von 357500 Mark jährlich und für das 9. und 10, Jahr den Betrag von 305 000 Mark jährlich
au8, wobei man jedoch mit dreifacher Übertenerung zu rechnen Habe. An Baukoften würden rund 20000 Mark
jährlich in Frage kommen. Eine Kanalbenußungsgebühr fei bisher in Linden nicht eingeführt, da die Gebäude-
fteuerJäße jo Hoch berechnet feien, daß die Notwendigkeit einer befonderen Kanalgebühr bislang nicht vorhanden
gewejen wäre,

Bu den Koften des Schulwefjen8 Habe Linden bisher einen jährliden Zujhuß von 20000 Mark erhalten.
Die Klaffenfrequenz betrage in Hannover 48,7, in Linden 51,4.

Die Müllabfuhr fei in der Weife geregelt, daß der Magiftrat Linden für den Südftädter Kehrihtabfuhr-
berein die Wbfuhr gegen eine Entjchädigung von 24000 Mark pro Jahr übernommen Habe. Der Magiftrat
Habe die AWbfuhr wieder weitervergeben zum Preije von 29000 Mark. Der Nordjtädter NehHrichtabfuhrverein
habe die Abfuhr direkt an Unternehmer vergeben und bekomme dazu einen {tädtijhen Zujduß von 5000 Mark.

Cine Überfiht über das Grundvermögen der Stadt Linden fei in der Denkjhrift des Statijtijdhen Amts
vorhanden; den Mitgliedern fei inzwijhen auch die gewünfhte Überficht über daz Hannoverfhe SGrundvermögen
zugegangen. x

Für die geplanten Anlagen am Lindener Berge {tänden 173 000 Mark in bar zur Verfügung. Die Her»
ftelungsfoften für das Iugendheim und den Park würden unter den gegenwärtigen Preisverhältnifjen etwa
325000 Mark betragen. Die fehlende Summe fönne aus den ÄÜberfoüffen der laufenden Nedhhnung 1918 zur
Verfügung geftellt werden.

Auf eine Anfrage des Bürgerborftehers Zramm fjei vom Magiftrat Linden ferner mitgeteilt worden, daß
Linden ein ftädtijhes ArmenhHaus und ein ftädtijdHes Krankenhaus befige. Außerdem Habe e8 drei in kirehlihem
bzw. BVereinsbefig befindlide Wartefdhulen und ein KindererhHolungsheim in Dafjpe. Schließlich folle auf dem
Lindener Berge ein Iugendheim errichtet werden.

Nachdem die Lindener Beamten= und AngeftelltengehHälter auf den hHannoverfden Stand gebracht worden
fjeien, werde eine Erhöhung der Verwaltungskoften nicht eintreten, vielmehr könne man dur das Zujammenlegen

34



mehrerer Verwaltungszweige mit einer Verbiligung rechnen. Im übrigen würden die Verhältniffe, foweit fie
gemeinjame Angelegenheiten beträfen, dur Vertrag geregelt.

Die Sorge, daß dur den Anfhluß der Stadt Linden außerordentliH hohe Straßenbaukoften für. Hannover,
entjtänden, {heine ihHın nicht begründet. E3 fei aud fhon darauf hHingewiejen worden, daß man bei der Herz
ftelung der Straßen in Zukunft einfacher verfahren müffe.
Die in der Unterkommiffion aufgeworfene Frage, ob fig die Lindener Kläranlage mit der Hannoverfchen

vereinigen laffe, fei durch den Stadtbaurat Bock beantwortet worden.
In dem Entwurf zu der Vereinbarung feien alle Friftbeftimmungen, die mit Ausgaben verbunden wären,

befeitigt. Ferner fei die Beftimmung gefallen, daß der Oberbürgenmeifter der Stadt Linden nach vollzogener
Eingemeindung jederzeit aus dem Dienft ausfheiden könne; e& fei Hierfür eine Frift von 3 Jahren vorgefehen.

Das feien im wefjentligHen die Punkte, über die die Unterkommifjfion verhandelt Habe.
Bürgervorfteher Zramm: Er Habe den Eindruck, daß der Vorfikende eine Meihe von Schwierigkeiten, die

in der Eingemeindungsfrage lägen, nicht genügend gewürdigt, jondern die ganze Sache mehr von dem Standpunkte
beurteilt Habe, al ob der AnfgHluß Lindens eine verhältnismäßig einfache Sache fei, die Hannover nicht weiter
Belafte. Nach feiner, des Redners, Überzeugung werde man nicht jo leicht darüber Hinwegkommen. Er müffe
deshalb auf die Einzelheiten eingehen und verlangen, daß den Mitgliedern der Kommiffion ein genaues finanzielles >
Bild darüber gegeben werde, was die Stadt Hannover der Unjehluß XLinden often werde. Aus den Berichten
der einzelnen Dezernenten fönne man fich noch fein abjgHließendes Urteil in finanzieller Hinficht bilden, E3 beftehe
die Gefahr, daß die finanziellen Verhältniffe Hannovers außerordentlich ungünftig würden. Der laufende Etat fei
{on jebt um enorme Summen überfohritten. Man dürfe deshalb für die Zukunft auf keinen Fall eine Belaftungs
übernehmen, über deren Folgen man fich nicht volljtändig Mar fei.

Die Zahlen, die der Borfigende angeführt habe, glaube er, Redner, einer näheren Prüfung unterziehen zu
müffen, weil die Verhältnifje nicht fo lägen, daß der Anfhluß Lindens für Hannover feine Mehrbelaftung mit
jih brächte. Im Gegenteil, er glaube, daß die Stadt Hannover um mindeftenz 2 Millionen Mark jährlich
mehrbelajtet werde, die befonder8 gededt werden müßten, weil Einnahınen von Linden dafür night vorhanden
Jeien.

‚Hinzukomme, daß Linden jegt mehrere fehr glückliche Jahre durchgemacht habe, weil feine Indufjtrie zum größten
Teil Kriegsindufjtrie gewejen oder von der Monjunktur günftiger Verhältniffe beeinflußt worden fei. Dadurch
habe man gegenüber den Friedensjahren außerordentlich günftige Steuerverhältniffe gehabt. Ob das jedoch fo
bleiben werde, namentlich, wenn man an das Kohlenabkommen mit der Entente denke, ftehe dahin. Sin vor-
 fitiger Hausvater könne nicht mit einer weiteren Haufje in Linden rechnen, Jondern müffe davon ausgehen, daß
die Steuerkraft zweifellos ihren Höhepunkt überfhritten habe.

| An und für fi müffe der Zeitpunkt für den Anjghluß in finanzieller Beziehung als außerordentlich un-=
glücli bezeichnet werden, und er, Redner, würde niemals auf den Eingemeindungsgedanken gekommen fein.
Wenn Linden zu Hannover gehöre, Könne c8 nicht mehr als Ländlicher Borort behandelt werden, die Lindener

Herren würden vielmehr ihren Einfluß dahin geltend madhen — und von ihrem Standtpunit mit Recht —, daß
 Sinden auf den Hannoverfchen Stand gebracht werde, wie e8 in dem Vertrage auch zum Ausdruck gebracht fei.
Die Bedenken gegen die Eingemeindung feien keineswegs hHarnılos, fondern fchwerer finanzieller Natur. Bei der
Berechnung der Straßen= und Kanalijationskfoften komme er zu ganz anderen, weit Höheren Zahlen als der Vor-

figende. Unter Zugrundelegung des Materials des Stadtbauamt? werde man nach feiner, des Redners, Berech=
nung nad vollzogener Eingemeindung für Kanalijation und Straßenbau jährlich rund 1250000 Mark für die
nächften 10 Iahre aufzuwenden Haben. Die Zahlen wolle er im einzelnen begründen.

In der DenkjHrift des Stadtbaurats Bock fei zunächft gejagt, daß im Weichbilde der alten Stadt Linden
die mechanijde Kläranlage zur fofortigen Ausführung in Betracht Komme, wofür nach friedensmäßigem Anfhlag
315000 Mark aufzutwenden feien. Nach Heutigen Verhältnifjen bedeute das eine Summe von 1260000 Mark.
Dazu komme vielleicht noch die biologijhe Kläranlage, über die Heute noch keine Klarheit beftehe. Was die
Frage der Vereinigung der hHannoverjden und Lindener Kläranlage angehe, jo fei darüber gejagt, daß über die
Höhe der Koften noch keine Angaben gemacht werden Könnten.

Sodann Habe die Stadt Hannover nach dem Vertrage für die nächften 10 Jahre zu erfüllen:
Die Ausführung der Regenwafjerkanäle in den Gebieten. mit Trennfyftem, die nach

Friedenspreijfen 197 000 Mark, nad) heutigen PA rund 800000 Mark koften werde;
a8 bedeute einen jährliden Betrag von. . . 8 © 80000 Mark

35



ES Sl
Übertrag 80000 Mark

Den Umbau beftehender alter Kanäle mit einem Friedenspreije von rund 200000 Mark, Ü
der unter Berücfichtigung heutiger Berhältniffe einem Betrage von rund 800000 Mark gleih= ;
fomme, ‚auf das Yahır berechnet feier DAS. Fe. 0 0 5 2 3 4 © © © N 80000 ,Ä

Für Kanäle in projektierten Straßenzüigen, die bei einem Friedenskoftenaufmand von
565725 Mark jeßt rund 2250000 Mark, abzügliH 296000 Mark Anliegerbeiträge = rund
1:950.000/ Marl often ofrden; {ADC . 000 0 el ap 0 an er e 195000 ,

Dabei mache er auf einen Irrtum des Stadtbauamt3 aufmerffam. Das Stadlbauamt
ziehe die Anliegerbeiträge ftet8 von den FriedenSpreijen ab, während fie von den jebigen
Preijen in Abzug gebracht werden müßten. Die Erhöhung der Summen um 100 bis 150 %
fönne er nicht gelten laffen, weil die Heutigen Preije Jo Hoch feien, wie er fie eingeftellt Habe,
Er vermöge nicht einzujehen, warum man fid in eine IMufion begeben fjolle. Die Preife
gingen in den nächften Jahren überhaupt nicht zurück, die Teuerung werde vielmehr immer
größer. Deshalb müffe er mindeftenz mit den jeßigen Preijen rednen, oder er begehe einen
Leidhtfinn, den er nicht verantworten könne.

Man wolle Linden Konzedieren, daß die Kanalijation im alten Lindener Stadtgebiet
möglihft in den nächften 10 Jahren durchgeführt werden folle; wegen der Kanäle in den
Vororten jei die Stadt Linden aber vertraglid gebunden und die Stadt Hannover müffe in
diefe Verpflidhtungen eintreten. Dazu feien zunächft für die Kanalifation in Limmer in den
nächften 10 Jahren nach jekigen Preijen rund 950 000 Mark weniger 67 000 Mark Anlieger=
beiträge = 883.000 Mark oder jährlih LÜND u; 4 + © 4 RE 8 WE WWW 88000 „
aufzuwenden.

Dazu kämen noch die Koften für den füdlidhen Teil Zimmers, die noch nicht veranjHlagt
. Jeien. Das Stadtbauamt Linden Habe gejagt, daß die Koften dafür aus den Baukoften für

den Lindener Hafen beftritten werden könnten. Da jedoch für den Hafen felbit erft noch eine
Anleihe aufzunehmen jei, müßten die Koften ebenfalls verzinft und amortifiert werden. Er
Melle Dafür einfeinen Jähriichen Deirag WON u u 4 6 © 4 ED WE BE © LM kun 100000 „

Die Kanalifation in Nicklingen Kofte nach heutigen Preijen insgefamt rund 800 000 Mark
weniger 52000 Mark Anliegerbeiträge = rund 750000 Mark, das jeien jährlich rund . . 75000 „

Die Haus= und Regenwajjerkanäle Kofteten nach friedenzmäßigem Anfchlag rund
195 000 Mark, da3Z Tjeien nad heutigen Verhältnifjen rund 800000 Mark weniger
45 000 Mark Anliegerbeiträge = rund 750000 Mark oder jährlid rund . . . . ö 75000 „

Ferner fei Hinzuzurednen, daß für Straßenbaufoften nach friedensmäßigem Anfdlag .
520500 Mark aufzumwenden feien, was nach Heutigen VerhHältnifjen eine Summe von
mindeftens 2000000 Mark bedeute. Dazu kämen für vertraglich auszuführende Straßen in
den VBororten nach Friedenspreijen rund 380000 Mark, oder unter Berückfichtigung der
heutigen Verhältnifje rund 1520000 Mayt, jo daß die gefamten Straßenbaukoften, auf
10 Jahre verteilt, einen jährligHen Betrag von rund. . . . 4.000040 HH 350000 „
ausmadchten.

Schließlich jei noch der Bau der Föffeftraße mit einem FriedenSbetrage von 250 000 Mark,
oder einem Heutigen Betrage von mindeften3 1000000 Mark zu berücfidhtigen. Anlieger-
beiträge fämen für Ddieje Straße nicht in Frage, weil fie noch nicht bebaut fei. Für die
Berzinfung und Amortijation ftelle er jährlich ein rund. . . 4.000000 HH 100000 „

Endlig würden noch für die Verzinjung und Amortijation der Kläranlage jährlich
HH a PH A 100000 ,
in Frage kommen, Jo daß man bei den jährlichen Koften für Straßenbau und Kanalijation
Tuben Gelamiumie DON: 2 u EB e 8 m ke im © 8 WU m ine a Te am m 1243 000 Mark
zu rechnen Habe.

€ fomme ferner hinzu, daß man nach den Beftimmungen des Straßenbahnvertrages nad vollzogener
Eingemeindung mit einem Ausfall von rund 200000 Mark jährlich rednen müffe.

Für das Boltsfjhulwefjen feien jährlich rund 20 000 Mark und für das FortbildungsjHulwvejen jährlidh. mindeftens
60 000 Mark, zujammen rund 80 000 Mark nıehr auszugeben al8 bisher. Dabei fei noch nicht einmal berücfichtigt,
daß nach feiner Meinung die Wahrfcheinlichtkeit vorliege, daß das ftaatlide Gymnafiunm nad vollzogenem Anfhluß
nicht mehr beftehen bleiben werde.
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Dann fomme der Armenetat. Auf feine, des Redners, Frage, wie e& möglidh fei, daß Linden einen fo
geringen Armenetat Habe, fer ihm von den Lindener Herren erwidert worden, daß in Linden alles viel einfacher
jet und man dort gewiffermaßen wie eine große Familie lebe. Wenn er die prozentualen Verhältniffe
von Hannover und Linden zugrunde lege und daran denke, daß Linden fpäter nicht mehr von fid, fondern von
Hannover verwaltet werde, dann komme er auf eine jährliche M ehr belaftung von mindeftens rund 300 000 Mark.

Daß das KehrihHtabfuhrfyjtem nicht mehr fo bleiben könne wie bisher, Hätten die Lindener Herren bereits
gejagt. Unter Zugrundelegung der Heutigen Verhältniffe würde dafür eine Mindeftfumme von jährlich 100 000 Martk
aufzuwenden fein. Cbenjo rechne er bei der Straßenreinigung mit einem jährlichen Mehrbetrage von rund
150000 Marf.

Nach diefen Angaben komme er zu einer Summe von etwa 2000000 Mark, wobei noch nit einmal
alles berücfichtigt wäre, fondern nur die größten Poften hervorgehoben feien.

Mit Rückfiht auf die Unficherheit der Verhältnijje und auf die große Mehrbelaftung, die der Stadt Hannover
zweifellos aufgebürdet werde, Halte er für die nächften 10—15 Jahre eine fteuerliHe Vorbelaftung
Lindens für angebracht. Das fei au bei früheren Eingemeindungen gemacht worden; jo Habe die Gemeinde
Stöden 3. B. längere Yahre Hindurd 60—80 9% Gemeindefteuer mehr bezahlen müffen. Eine folde Maßnahme
Jei durchaus gerecht. Eine jährlige Mehrbelaftung vom rund 2000000 Mark beim AnfHluffe Lindenz würde
für Linden einen Zuflag von 80—90 %, zur SGemeindefteuer gegenüber dem Hannoverjchen Steuerfaße be
deuten. Nun brauche man ja nicht alles dur die Gemeindeeinfommenfteuer aufbringen zu Iaffen, fondern könne
einen Teil des Mehrbetrages au in Form von Anliegerbeiträgen oder durch Erhöhung der Realfteuern erheben.
Wie daZ aber gefhehen folle, darüber müfe der Magiftrat zunächit noch eine Vorlage ausarbeiten, fodanır feien
ent|preddende Beftimmungen in den Eingemeindungsvertrag Hineinzubringen.

Er jei weiterhin davon überzeugt, daß die Stadt Linden auch Hinfichtlid der Spielpäge mit neuen
Forderungen kommen werde; denn Linden Habe Keine größeren freien Flächen und Keine größeren öffentlichen
Anlagen. Er bitte au zu bedenken, daß bei dem AnjchHluffe Lindenz die berechtigten Wünfde hHannover]her
Stadtteile zweifellos ins Hıintertreffen gerieten. Er denke dabei befonders an die Kanalifation der nördlichen
Vororte, Halte e8 aber für undenkbar, zwei jo große Kanalijationen nebeneinander zur Ausführung zu bringen.

Nach feinem Dafürhalten fei e& am beften, die Eingemeindungsfrage folange zu vertagen, bi8 man über
die NReichsZeinkommenfteuer Klarheit Habe; denn man werde ihHın ohne weiteres zugeben müffen, daß mit der Ein-
führung der Neidhseinkommenfteuer, bei der die Kommunen Lediglich auf die ZufoHUffe des Reiches angewiefjen feien,
ganz andere Verhältniffe gefhaffen würden. E3 jei mögliH, daß das Reich in feinen Einnahmen fo Inapp geftellt
werde, daß e3 die ZujHUfje für die Kommunen außerordentlich befhränken müffe. AUndererfeit8 fönne e& vielleicht
fein, daß der Vorfigende feinen Einfluß in Berlin dahin geltend mache, daß für die Mehrbelaftung, die er,
Redner, genannt Habe, ohne weitere8 ein befonderer ZujHuß vom Reich gewährt werde, Jo daß eine Vorbelaftung
Lindens überhaupt nicht in Frage zu kommen brauche. Sollte dies jedoch nicht eintreten, dann könne der An[Hluß
nit ohne VBorbelaftung Lindens vollzogen werden. Er verkenne nicht, daß man damit in Linden auf
heftigen Widerftand ftoßen werde, ob diefer aber ftark genug fei, die Eingemeindung zu verhindern, möchte er
bezweifeln. Die Lindener Herren fOienen geneigt zu fein, den Anfluß auf jeden Fall durdzuführen.

Er bitte den Magiftrat um Prüfung der genannten Zahlen und um Ausarbeitung einer Vorlage, wie der
Mehrbetrag durch eine fteuerlidHe Borbelaftung Lindens am beften gededt werden könne.

Dberbürgermeifter Zeinert: Den Vorjhlag des Bürgervorftehers Tramm, eine fteuerlide Borbelajtung
Lindens durchzuführen, Halte ex mit Rückfiht auf die zu erwartende Reidhseinkommenfteuer für unmöglich.
3 (affe fih im Augenblid au noch nicht abjehen, inwieweit bei den Realfteuern eine Borbelaftung Lindens eintreten
fönne. Den Einwand, daß der gegenwärtige Zeitpunkt für die Eingemeindung nicht günftig jet, fönne er nicht
anerfennen, weil der Zeitpunkt für die Eingemeindungsfrage, wann fie au inmer in den früheren Jahren erörtert
Jet, ftet8 als ungünftig bezeihnet worden wäre. Einem grundjäßligden Gegner der Eingemeindung werde jeder
Zeitpunkt ungünftig fein.

Stadtbaurat Bo: Die Belaftung durg Straßenbau= und Kanalifationskoften in der Höhe, wie Bürger
vorfteher Tramm fie erredhnet Habe, werde nicht eintreten. Darüber, ob bei der Berenung der wirkliHen Koften
eine dreifache oder vierfache Verteuerung zugrunde gelegt werden müffe, könne man ftreiten. Mit Ausnahme
der Kanalijation in den VBororten, worliber Linden vertragliHe Verpflichtungen eingegangen fei, würden fajt alle
Arbeiten zurücgeftelt werden Können, befonders aud) die Ausführung der von der Auffihtsbehörde geforderten
Kläranlage, da Bedenken in gefundhHeitliHer Richtung nad der Erklärung der Stadtverwaltung Linden nicht gegen
eine Auffchiebung der Arbeiten vorhanden feien,
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Die Lindener Straßen feien im großen und ganzen in gutem Zuftande. Eine Befihtigung Habe ergeben
daß nur 15%, der Straßen in den nächjten 5— 10 Yahren neu gepflaftert werden müßten. Die Ausführung
der Föfjeftraße, die als Entlajtung der zum Hafen führenden Davenftedier Straße geplant fei, werde vorerft auch
faum in Frage kommen.

Bürgervorfteher Demmig bat, das Material, das den Mitgliedern der Unterfommijfion augeftet worden Jei,
audg den übrigen Mitgliedern der Eingemeindungskommijfion zUugängliH zu maden.

Die AUnliegerbeiträge und Kanalfteuern feien in Hannover nad - dem Friedenspreije berechnet. . Wenn die
Kanalifation in Linden Heute das Vierfache des früheren Betrages Kofte, Jo müffe man fich fragen, ob man für
die Mehrkoften die HannoverJhen Hausbefiger mitbelaften wolle; das jheine ihnı bedenklich. Da das Hannoverjhe
Vermögen auf den Kopf des Einwohner3 berechnet bedeutend größer fei al8 das Lindens, die Ausgaben durdh
den Anfhluß Lindens aber vergrößert würden, erfOheine auch ihm eine fteuerlide Borbelaftung Lindens gerechtfertigt.
Wenn man die Eingemeindung unter den gegenwärtigen ungeflärten wirtfdhaftliden und finanziellen Verhältniffen
voNziehen wolle, müfe er das geradezu al3 Leichtfertig bezeichnen.

Bürgervorfteher Otte: Wie gut und notwendig cS gewejen fei, die Heutige Debatte nur innerhalb der
Hannoverfgden Kommiffion ftattfinden zu laffen, fer durch die bisherigen Ausführungen der verfhiedenen Herren
bewiejen.

Die Koftenberechnung des Bürgervorftehers ramm halte er al8 von einem Sachverftändigem an-
gefertigt, für maßgebend; er jet Deshalb au dafür, daß eine Vorbelaftung Linden3 eintreten müffe. Man könne
e8 nicht verantworten, die MehHrbelaftung, die die Eingemeindung verurjache, den Hannoverjhen Einwohnern auf»
zuerlegen. Die künftige Zujammenfekung der Städtijhen Nollegien werde e8 mit fih bringen, daß von einer
MAufiohiebung der Arbeiten, wie Stadtbaurat Bock ausgeführt Habe, nicht die Mede fein könne, vielmehr würde
man {tatt SGutmütigkeit Rückficohtslojigkeit zu erwarten Haben. Bürgermeifter Dr. Weber Habe erklärt, daß die
gemeinjane Arbeit und der gemeinjame Aufbau des Wirtjhaftsleben3 der beiden Städte nad) dem Kriege Gründe
genug für die Eingemeindung wären; das fei wohl ein JHöner idealer Standpunkt, mit dem man fih in der
jebigen wirt]Haftlidh gedrücten Zeit feinen Wählern gegenüber jedoch nicht deswegen rechtfertigen könne, warum
man für die Eingemeindung geftimmt Habe. Nach jeiner, des RNedners, Anficht fei eS beffer, wenn die Städte
zunächft einmal ihre eigenen Verhältnifje ordneten. Die politijden Berhältniffe Könnten feine Fraktion wahrlich
nicht begeiftern, der Eingemeindung Lindens zuzufimmen, denn es würden fig dadurg die Verhältniffe derjenigen
Kreije, die feine Fraktion zu vertreten Habe, nod) viel mehr verfOlechtern. Wenn die Demokratijhe Partei jeßt
au noch das Zünglein an der Wage fei, Jo werde fie nach der Eingemeindung wie der Pudel, der feine SchHuldigkeit
getan Habe, beifeite gejhoben werden und e8 werde nur noch die Sozialdemokratijhe Partei maßgebend fein.
Obgleich er die wirtfHaftlichen Verhältnifje Lindens Heute nit mehr jo ungünftig beurteile wie zu Anfang der
Verhandlungen, jo könne er die Zwedmäßigkeit der Eingemeindung feinen Wählern gegenüber doch nicht verantworten.

”  Bürgervorfteher Dr. Menge: Er fei weder grundjäßlicher Gegner noch grundjäßgliher Befürworter der Ein=
gemeindung, habe aber jhon im November, als der Magijtrat Linden an Hannover Herangetreten fei, darauf
Hingewiejen, daß er den gegenwärtigen Zeitpunft für eine Eingemeindung nicht für geeignet halte, weil die ganze
wirt] Oaftliche und finanzielle Lage noch unüberjehbar jei. Bis Heute Hätten fich diefe Verhältnifjje nicht geändert. Inden
Verhandlungen, die biS jekt {tattgefunden Hätten, fei noch nie vom Magiftrat ausgejprochen worden, aus welchem
Grunde die Eingemeindung als dringlidH angejehen werden müffe, e8 ei immer nur vom Gemeinfinn die Rede
gewejen. Ferner würde zu berücfichtigen fein, welche finanziellen Opfer die Stadt Hannover auf fiH nehmen
werde. Das dies gejchehen müffe, fei ohMe weiteres Har, denn nach feiner Information Habe Linden die Eins
gemeindung gefordert, weil es finanziell nicht mehr durdHhHakten fönne. Man müffe deshalb wifjen, wie groß Die
Mehrbelajtung jet, die die Eingemeindung mit fihH bringen werde.

Die AUnficht des OberbürgermeifterS, daß man mit Rücfiht auf die kommende Reichseinfommenfteuer nicht
an eine Vorbelaftung Lindens denken könne, jet für ihn nicht maßgebend. Die Reidhseinfommenfteuer jei bis
jeßt nur ein Erzbergerjher Plan, deffen Ausführung noch gar nit feftjtehe, da die Stelung Erzberger8 durch
die Leßten Ereignifje (Notenumtaufdh und Notenabjtempelung) unhaltbar geworden fei. Der hHannoverjdhe Arbeiter
werde fi kaum mehr für das Eingemeindungsprojeit erwärmen, wenn er wife, daß bei deffen VerwirklidHung
vielleicht {tatt 500 Mark 800 Mark jährlihH an Steuern gezahlt werden müßten. Zunächft müfje geprüft werden,
ob die Eingemeindung wirklich als dringend anzufjehen jei. Wenn fi dies Herausftellen folte, fei e8 gerecht,
daß Infolge der für Hannover eintretenden Mehrbelaftung eine fteuerlide Borbelaftung Lindens fejtgejeßt werde.

Senator Dr. Bähr: Von vornherein wolle er bemerken, daß politijhe Gefichtspunkte für ihn nit maß-
gebend jeien und er die Angelegenheit völlig leiden]Haftslos betrachte. Er Habe JHon bei der erften Beratung
eine genaue Aufftellung über die MehHrbelaftung gefordert. Die Behauptung, daß die Eingemeindung Lindens
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Feine finanzielle Belaftung für Hannover bedeuten würde, jei ein Unding. Zu den Ausführungen, die Bürger=
vorfteher Zramm hierüber bereits gemacht Habe, woNe er noch bemerken, daß die Lindener Voltsjhulen durdweg
um 209% ftärfer belegt jeien als die Hannoverjden. Wenn die Eingemeindung zuftande kommen follte, würden
die Lindener Lehrer nicht gewillt fein, mehr Kinder zu unterrichten als die Hannoverfden Lehrer. Der erhöhte
Schulgeldjag, der zurzeit für die aus Linden ftammenden Schüler der HannoverJhen Höheren Schulen bezahlt
werden müßte, fiele nad) der Eingemeindung ebenfalls fort... Zu berücfihtigen fei ferner, daß Linden für
Straßenkoften bisher nur !7 von dem ausgegeben Habe, was Hannover dafür aufgewandt Habe, während Linden
im Verhältnis zu feiner Einwohnerzahl !/4 der Hannoverfhen Koften Hätte aufwenden müffen. Er könne fiH nicht
denken, daß der Zuftand der Lindener Straßen auf derfelben Höhe fei wie der der Hannoverfhen Straßen. Die
Wünfdhe Lindenz würden, wenn die Eingemeindung erft einmal vollzogen wäre, fehr in die Halme foießen und
bei der zukünftigen Zujanımenfeßung des Stadtparlaments auch tatfräftige Unterftüßung finden.

Die Gewerbefteuer werde zurzeit in Linden von der Kapitalanlage, in Hannover aber von dem Ertrage
erhoben. Wenn man in Zukunft die Steuer in Linden ebenfalls von dem Ertrage erheben wolle, fei in der
gegenwärtigen, abflauenden Zeit ein erheblider Rücgang des Steuerertrages unvermeidlich.

Sm übrigen Habe er diefelben Informationen wie Bürgervborfteher Dr. Menge: Linden könne nit mehr.
Das fei auch ihHın von einer bi8 zu einem gewiffen Grade autoritativen Seite mitgeteilt worden. Er jei deshalb
nad) wie vor der Meinung, daß man zZunächft eine genaue finanzielle Grundlage Haben müjffe, um die Ein
gemeindungsverhandlungen weiterführen zu können.

Fräulein Dree8 erklärte, daß die Demokratijdhe Fraktion fih bei ihrer Entjheidung nur von ganz Jachlihen
Gründen leiten lafjen werde und keinerlei politijhe Gründe mitzujpredjen Hätten. Die Demokratijhe Partei
fönne gar nicht anders, alz daß fie dringend wünfdhe, daß durch die Eingemeindung die bis jeßt in Linden noch
beftehenden Mängel befeitigt würden. Daß die auz Linden ftammenden Schüler der Höheren Schulen in Hannover
einen erhöhten Schulgeldjag zu zahlen Hätten, fei für ihre Fraktion ein Grund, der für die Eingemeindung
jpräche, Matürlid müßten die Laften, die Hannover mit dem AnfjAHluffe Lindens zufelen, in erträgliden Grenzen
bleiben; nad dem Material, daz3 der Magiftrat hierüber beigebracht Habe, dürfe man dies annehmen. Die
DemokratijhHe Fraktion fei aljo aus rein menjHliden Gründen geneigt, der Eingemeindung zuzujtimmen.

Bürgervorfteher Schubert: Na den Ausführungen, die die Vertreter der Bürgerliden Mitte und der
DeutjH-Hannoverjdhen Fraktion bis jeßt gemacht Hätten, fei er zu der Anfiht gelangt, daß man zu einer
Verftändigung nit kommen werde. Das durchaus einwandfreie Material des StatiftijdHen Amts fowie die
Vorlagen der‘ Stadtbauräte Bock und Wolf würden einfach Beifeite gejhoben und die Berechnung des Büürger=
vorfiehers Zramm al8 die allein richtige Hingeftellt; das könne er, Redner, nicht al8 richtig anerkennen. Wenn
der Magiftrat jeine Organe beauftrage, das notwendige Material auszuarbeiten, müfje diefes audy als Grundlage
für die Verhandlungen dienen.

Die Behauptung des Bürgervorfteher3 Dr. Menge, daß der Arbeiter heim Zuftandefommen der Eingemeindung
ftatt 500 Mark jährliH 800 Mark Steuern zahlen müffe, fei übertrieben, ebenjo die Mitteilung des Senator
Dr. Bähr, daß die Lindener BolksjHullafjen um 20 %/, ftärker helaftet feien al8 die Hannoverfhen. Die Klafjen=
frequenz Lindens werde im Gegenteil immer niedriger. Wenn gejagt werde, daß der Ertrag der Lindener
Gemwerbefteuer in Zukunft zurüdgehen werde, fo müffe man dies au auf die Hannoverjhen Verhältniffe zur An-
wendung bringen. Wenn jedoch eine Induftrie imftande wäre, fiH bei Befferung der Verhältnifje wieder aufs
zurichten, fo fei e8 die Lindener Induftrie, E83 fei ferner behauptet worden, Linden wünfjde die Eingemeindung,
weil e8 nit mehr felbftändig eriftieren könne. Er müffe dabei die Frage aufwerfen, wer die Eingemeindung
denn überhaupt angeregt Habe; nad feiner Kenntnis fei die Eingemeindung von Hannover angeregt worden.

Wenn man rein fachlihe Gründe jprechen laffe, fo müffe man zu der Überzeugung kommen, daß der gegen=
wärtige Zeitpunkt für die Eingemeindung am beften geeignet fei. Db der finanzielle Unterjchied zwijden Hannover
und Linden au in Zukunft beftehen bleibe, könne man jebt noch nicht beurteilen. Zurzeit wohnten etwa 20000
in Hannover befchäftigte Arbeiter in Linden; das fei ein Beweis, wie weit die beiden Städte fHon jet wirtz
IhaftlidH verbunden feien.

Bürgervorfteher Zramm bemerkte zu den Ausführungen des Bürgervorfieher3 Schubert, daß die Ein-
gemeindungsSfrage von der Rechten genau fo fachligH behandelt werde wie alle übrigen Angelegenheiten. Die
Gegenfeite gehe bei der Behandlung der Eingemeindungsfrage jedoch von allgemeinen Gefichtspunkten aus und
Liefere nicht die genügenden Unterlagen, die man zu einer Karftellung nötig habe. Sehr intereffant jei e&, von
Herrn Bürgervorfteher Schubert — aljo Jozujagen aus offiziöfem Munde — zu Hören, daß die Anregung zur
Eingemeindung von Hannover ausgegangen fei, das beftätige doch, daß politijHe Gründe dabei maßgebend ge=
wejen wären. Die Zahlen, die er, Redner, angeführt Habe, jeien nicht willfürlid gegriffen, fondern auf Grund
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ber Mitteilungen, die im Laufe der Kommiffionsberatungen gemacht worden feien,. fejtgeftellt. Stadtbaurat Bock
habe feinen Ausführungen au nicht widerfprodhen, fondern nur betont, daß man die Arbeiten in Linden aufs
JOieben könne. Das feien jedoch ungefangene Fijhe. Er, Redner, Habe ein Intereffe daran, ein Hares Bild
zu bekommen und müffe deshalb bitten, daß die Zahlen genau feftgeftellt würden. Wenn Linden angeblidH nicht
weiterexiftieren fönne, fei Hannover dafür nicht verantwortlidH zu macdhen. Linden Habe bisher erxiftiert und
werde e& aud) in Zukunft Können, jedenfalls in feinem einfaderen Rahmen. Er. müffe fragen, woher man
überhaupt die Kenntnis {Höpfe, daß Linden nicht mehr Wweiterfönne- Wenn man die Lindener Herren Höre,
jo jagten fie immer, daß fie einen großen Überfuß und ein Vermögen Hätten. Wenn dies der Fall fei, müjfe
Linden au die Laften allein tragen für Einridhtungen, aus denen Linden allein Nußen ziehe. Im allgemeinen
gehe man davon aus, daß diejelben fteuerliden Verhältnifje in beiden Städten demnächft eintreten müßten,
während feine Fraktion verlangen miüffe, daß die Steuer fo verteilt werde, daß die effektive Mehrbelaftung
auf eine Reihe von Jahren von der Lindener Einwohnerfhaft getragen werde. Er ftelle deshalb den pofitiven
Antrag, daß der Magiftrat eine Aufftelung darüber Herausgeben möge, wie die- Dedung des Mehrbetrages vor
fi gehen jolle. Ferner, wie die Realfteuern, die zurzeit in den Städten nach verfhiedenen Syftemen erhoben
würden, geregelt und wie Hoch die Anliegerbeiträge für die Kanalkoften bemejfjen werden follten.

Direktor Dr. Seutemann erflärte gegenüber einer Bemerkung des Bürgervorftehers Zramm, daß er niemals
über Schwierigkeiten hHinwegzugehen pflege; felbjtverftändlich Habe er aber bei Ausarbeitung einer einleitenden
DenkjehHrift nicht auf ale Einzelheiten technijher und Interner Art eingehen können. Diefe feien — wie die
Kanalijationsfrage — von Sachverftändigen zu behandeln gewejen; zum Teil Hätte au auf Auskünfte der
Lindener Stadtverwaltung zurückgegriffen werden müffen. Er Habe indes die Genugiuung gehabt zu jehen, daß im
wefentliden hier nur Dinge zur Sprade gebracht feien, auf die in der DenkjHrift der Finger gelegt worden jet.

Bürgervorfteher Dr. Menge erklärte auf die Ausführungen des Bürgervorftehers Schubert, daß e& der Rechten
bei der Eingemeindungsfrage nicht um politifjhe Gründe zu tun fei. Bi8 jeßt fei er, Redner, überhaupt noch
nicht zu einem abfdHließenden Urteil gefommen. Ob die Linke für den AnfHluß Linden politijHe Gründe Habe,
wifje er nicht, durch die Erklärung des Bürgervorftehers Schubert, daß die EingemeindungsSfrage von Hannover
angeregt wäre, fei er jeßt jedo mißtrauifjdh geworden. Er bedaure außerordentlich, daß überhaupt politijdhe
Momente in die Debatte Hineingeworfen würden, denn nad feinem Dafürhalten dürften LedigliH Lommunal=
wirtjhaftlihe Interefjen in Frage kommen. Die Zahlen, die Bürgervorfteher Zramm angeführt Habe, beruhten
auf den jeßigen Preijfen, während bei der Koftenaufftelung des Stadtbauamt3 mit einem Sinken der Preife
gerechnet fei. Dazu müffe er erflären, daß er noch viel pejfimiftijHer in die Zukunft fehe als Bürgervorfteher
Tramm. Aug wenn man Wirtfhaftsfachverftändige Höre, fo feien Ddiefe der Anficht, daß die Teuerung infolge
weiterer Lohnfteigerungen noch drücender werde; man brauche dabei nur an die Nohlennost und ihre Wirkung
auf die Induftrie zu denken.

Bürgerborficher Otte ftellte felt, daß er nicht aus politijen Gründen gegen den AnfOluß Lindens fei.
Wenn er am Schluffe feiner Ausführungen gefagt Habe, daß au politijde Gründe maßgebend feien, fo Habe er
dies nur in abwehrender Haltung getan. Im Hinblick auf das Wohl feiner Wähler fei e8 durchaus nicht un-
wichtig, wie die Stadtverwaltung Hannovers in Zukunft zujammengefeßt fei.

Bürgervorfteher Lau: Niemand Habe vor Bürgervorfteher Otte irgendwelche politijden Momente in die
Debatte geworfen. Das komme daher, daß für Bürgervorfteher Otte bei der ganzen Eingemeindungsfrage rein
yarteipolitijHe Gründe maßgebend feien. Bürgervorfteher Otte befürchte, daß die Sozialdemokratie nad) der Ein=
gemeindung die Oberhand bekomme. '

Die BereHnung des Bürgervorftehers Zramm wäre richtig, wenn die Ausgaben Jofort oder in allernächfter
Zeit geleiftet werden müßten; nad) den Ausführungen des Stadtbaurats Bock fei damit jedoch nicht zu rechnen.
Immerhin werde man über eine Abjhwächung des Vertrages mit Linden reden Können. Wenn Bürgervorfteher Ofte
Jage, daß man von dem zukünftigen Stadtparlament irgendwelde Rücfihtnahme bei den Forderungen Lindenz
nicht erwarten dürfe, jo müffe er dem entgegentreten. Bis jeßt Jei feine Partei no nie mit ftädtijhen Mitteln
Teichtfertig umgegangen. Die Ausführungen des Bürgervorftehers Schubert, daß die Lindener Indufirie fiH am
eheften erholen werde, Halte er für durchaus richtig, weil ihre Produktion zum wirtfHaftliden Leben dringend
notwendig jet.

Im SGegenfag zu der Behauptung des Senator3 Dr. Bähr jet in der DenkjehHrift des Statiftijhen Amt der
Unterfhied in der VolksfhHulklaffenfrequenz von Hannover und Linden nur mit 5% angegeben.
A An Bürgervorfteher Dr. Menge richtete er die Bitte, in der Öffentlichkeit do nicht mit willfürligH gegriffenen
Zahlen zu arbeiten. Die Behauptung, daß der Hannoverjhe Arbeiter nach dem AnfHlujje LindenZ ftatt 500 Mark
800 Mark Steuern zahlen müffe, entbehre jeder Grundlage,
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Im übrigen Halte aud) er gerade den gegenwärtigen Zeitpunkt zur Eingemeindung für geeignet, weil das *
Wirtjhaftäleben der beiden Städte am beften gleidhzeitig wieder aufgebaut werden Könne.

Bürgerborfteher Brüggemann bemerkte, daß, obwohl die Bürgervorfteher Zramm und Dr. Menge ftet3
erflärten, fie feien nigt Gegner der Eingemeindung, von ihnen doch immer nur die Schattenfeiten der Ein-
gemeindung Herborgehoben würden. Auch er Habe nad den Erklärungen des Bürgervorfteher8 Otte den Eindrud,
daß für den Bürgervorfteher Otte nur politijde Gründe maßgebend feien.

Bürgervorfteher Zramm: Er könne in dem Anjhluß Lindens überhaupt nur Schattenfeiten für Hannover
jehen und e3 läge ihm nur daran, diefe Schattenfeiten foweit abzufjdwäden, daß man die Eingemeindung übers
Haupt mögligH machen könne, Heute könne er nody gar nicht fagen, wie fein Votum ausfallen werde. Der
Magiftrat müffe fih zunächft darüber ar werden, nachdem die Mehrbelaftung für Hannover feftgeftellt worden
fei, wie Hoch die fteuerlide Vorbelaftung Lindenz feitgefeßt werden jole. Wenn man der Anfiht fei, daß über=
Haupt feine Vorbelaftung ftattfinden dürfe, jo fei er gegen die Eingemeindung.

Dberbürgermeifter Leinert: Die Befpredhung fei gefhloffen. Sämtlide Auskünfte, die Bürgervorfieher Iramm
in der heutigen Sigung verlangt Hätte, fönnten vom Magiftrat nicht gegeben werden, weil man nicht in der Lage
jei, Jhon jebt zu überfehen, wie die fteuerliden Verhältniffe fih in nächfter Zeit geftalten würden. Wer die Zu=
ftimmung zur Eingemeindung von folgen Vorausjegungen abhängig made wie Bürgervorfteher Zramm, der
beweije damit, daß er den Anfchluß Lindens nicht fachlich fördern, fondern nur Schwierigkeiten bereiten wolle. Der
Magiftrat werde die Sachen foweit wie mögligH für die Plenarfigung in den StädtijHen Kollegien und au für
die Vorberatung in den Fraktionen fertigmachen. Zur Dedung einer Mehrbelaftung werde man möglidherweife
dahinkommen, die Überfhüffe aus dem Lindener Etat für diefen Zweck zurüczuftellen. Dadurd, daß Linden einem
Steuerfaß von 260% zugeftimmt Habe, obgleich e8 mit 200% auskommen fönne, fei bereits eine ausreichende
Vorbelaftung gefHehen.

Nunmehr fjei in die Beratung der Vereinbarung einzutreten.
Bürgerborfteher Zramm hielt die Beratung der Vereinbarung; folange feine Fragen durch den Magiftrat

nit beantwortet feien, für zwedlos. Er bitte, nicht vorauszufeken, daß er nur Schwierigkeiten bereiten wolle,
ihm läge vielmehr nur daran, die Frage rein fachliH zu prüfen. Bei dem Anfchluß der Landgemeinden in
früheren Jahren Habe man mitunter 10 Befpredhungen gehabt, ehe man zum Ziel gekommen fei.

Bürgerborfteher Demmig trat ebenfalls der Erklärung des Vorfikenden entgegen, daß die Angelegenheit
Ion jebt den Städtijhen Kollegien zur Beratung vorgelegt werden joe. Das widerfpräde dem Zwed der
Eingemeindungskommifion.

Bürgerborfteher Otte fOloß fiH diejen Ausführungen an.
Dberbürgermeifter Leinert hielt eine nodHmalige Kommijfionsfigung für überflüffig, weil nur immer wieder

diefelben Reden gehalten würden. Die Antwort auf die Fragen, die in der erften Sigung fowie in der Sigung
der Unterfommifjion geftellt wären, jei in erjdhöpfender Weife gegeben. Über die zukünftigen fteuerliden Verhältz
nifje ließen fih jedoch jeßt noch keine Mitteilungen madhen.

Bürgervorfteher Tramm war entgegengefeßter Unfigt. Darüber, ob das Lindener oder das Hannoverfhe
Syftem bei den Realfteuern eingeführt werden jolle, Fönne man fih jHon jebt JHlüffig werden. Ebenfalls könne
der Magiftrat jHon jekt angeben, wie Hod) die Anliegerbeiträge fein follten, die Linden zu bezahlen Habe.

Eine UWbitimmung ergab, daß die Mehrheit der anwejenden Herren dafür war, in die Beratung des Entwurfs
zum Eingemeindungsbvertrage einzutreten.

Bürgervorfteher Zramm erklärte zur Ge[Häftsordnung, daß die Kommiffionzmitglieder der Rechten fidH an
der Beratung des Vertrages nicht beteiligen würden, weil fie diefe zurzeit für zwedlos hielten.

Bürgervorfteher Brüggemann ftellte feft, daß der Wortlaut des Vertrages bereit in voriger Sigung
gutgeheißen worden fei.

Stadtbaurat Bod: Dur den 8 14 des Vertrages könne die Frage der Kanalifationskoften ohne weiteres
jo geregelt werden, daß die finanzielle Belaftung für die Stadt Hannover glei Null anzujehen jei. Nachdem
Herrn Iramm dies bekannt geworden wäre, fönne er feine Bedenken fallen laffen.

Bürgervorfteher Zramm: In einer der legten Sigungen habe Dberbürgermeifter Lodemann erklärt, daß in
Linden eine wefjentliH Höhere Gebäudefteuer erhoben werde, durch die die Nanalgebühren ausgegliden würden.
Wenn jegt für Hannover und Linden eine einheitlide Gebäudefteuer eingeführt werden folle, fo müffe die AWbgabe
der Kanalgebühr befonder3 geregelt und eine Beftimmung hierüber in den Vertrag aufgenommen werden. Hinzu *
fomme weiter, daß über die Koften des Straßenbaues und der Kehrichtabfuhr nod) gar keine Unterlagen vor=
handen feien. .
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Wenn jeßt über den Vertrag verhandelt werden folle, würden fih die Mitglieder der Rechten an den Ver-
Handlungen beteiligen; fie feien dann jedoch gezwungen, durd ihre Fraktionen Abänderungsanträge zu der Ver=
einbarung zu f{telen., Ob dadurd$ der GefhHäftsgang gefördert werde, überlafje er dem Urteil des VBorfikenden.

Oberbürgermeifter Seinert: Damit keine faljde Meinung auffomme, erkläre er nochmals, daß auf die
Frage des Bürgervorfteher8 Zramm wegen der Mehrbelaftung Hannovers die Untwort gegeben werden könne,
daß der Magiftrat aber nicht in der Lage jet, jHon jeBt irgendwelche Angaben über‘ die‘ zukünftige SGeftaltung
der Realfteuern zu machen.

Bürgermeifter Dr. Weber: Durch den $ 14 des Vertrages jet die Frage, weldhes Steuerfyftem nad der
Eingemeindung Plag zu greifen Habe, geregelt. Er perfönlidy fei der Meinung, daß man das Lindener
Gewerbefteuerfyftem auf Hannover übernehmen müffe, weil man in Zukunft feine Steuern miffen  fönne. Das
bleibe jedoch der Bejhlußfafjung der Städtijhen Kollegien überlafjfen und Habe mit der Eingemeindungsfrage
gar nichts zu tun. Bei der Grund= und Gebäudefteuer Habe Hannover dasjelbe Syftem wie Linden; weldher
Prozentjaßg erhoben werden folle, könne fi erft zeigen, nachdem die Eingemeindung vollzogen jei. Nach der
Anficht des Magiftrats jei eine fteuerlige Borbelaftung Linden3 gegenüber Hannover nad) den ganzen Berhältniffen
nicht angängig. Er, Redner, glaube auch, daß die Situation für beide KoMegien foweit geklärt fei, daß der
Eingemeindungsvertrag nur bei gleidHmäßiger fteuerlider Belajtung in beiden Städten durchzuführen fei.

Bürgervorfteher Tramm: Die Auffaffung des Bürgermeifters Dr. Weber fei die des Magiftrats. Von
dem gleichen SGefidhtspunkte Hätte man jede Kfommijjarijhe Beratung überhaupt für üÜberflüffig Halten Können.
Die Kritik, der ein foldjes Verfahren aber in der Öffentlichkeit begegnet wäre, Hätte er fehen mögen. Der
Standpunkt des Magifirat3 werde nicht der Standpunkt der rechten Seite des BürgervorftehHerfoNegiums jein.

Bürgermeifter Dr. Weber: Er fteche gar nicht an, vor der Öffentlichkeit zu erklären, daß er die Ein-
gemeindung Sindens aus wirt/hHaftliden und politijHen Gründen nur in der Weife für angezeigt Halte, daß
Feinerlei Vorbelaftung für Linden eintrete.

Bürgervorfteher Zramm: €3 Handle fi nicht nur um die Steuerfrage, fondern au nodd um andere
Dinge, wie Armenlaften, Schullaften uf. Da die Eingemeindung mit den Bürgervorftehern gemacht werde,
jo erfläre er für feine Fraktion, daß fie das geforderte Material Haben wolle. ;

Das gleiche jei bei den DeutjH-Hannoveranern der Fall.
DOberbürgermeifter Leinert: Die Verhältnijje lägen fo, daß man Heute genau fo weit jei wie in der erften

Sigung, und in der nächften Sigung werde e8 nicht ander3 fein, obgleich die Denk]Hrift des Statiftijdhen Amtes
über alle Fragen, die bei der Eingemeindung in Betracht Fämen, Auskunft gebe.

Bürgerborfteher Iramm Habe mit feinen Zahlen nicht das Gegenteil bewiefen, er Habe nur einen anderen
Sag für die Berechnung der Übertenerung der Kanal- und Straßenbaukoften angenommen als Stadtbaurat
Bod. Das Material, das man bis jeßt verlangt Habe, jei vom Magiftrat in der bereitwilligjten und aus=
giebigfjten Weije vorgelegt. Eine fteuerlide Vorbelaftung der Lindener Einwohner könne der Magifirat nicht
mitmadjen, wohl aber Fönne er, Redner, fagen, daß im nächften Jahre niemandem Steuern gefhenkt würden.
Für die praktijge Beurteilung der Eingemeindungsfrage kämen die Zahlen, die jet nodh gefordert feien, nicht
in Betracht.

Bürgervorfteher Zramm: Die Zahlen kämen für denjenigen nicht in Betracht, der den Anfhluß Lindens
ohne eine vorherige materielle Prüfung wolle, für jeden anderen feien die Zahlen notwendig. Er müffe
widerjprechen, wenn gefagt werde, daß in der DenkHrift des StatijtijHen Amtes alle8 enthalten jei. Die VBer=
Handlungen Hätten ergeben, daß man zum Beifpiel über die Straßenreinigung und KehHrihtabfuhr erft durch
Befpredung mit den Lindener Herren Klarheit Habe gewinnen können.

Bürgervorfteher Diederih: Er müjje der Behauptung widerfprechen, daß jeine Fraktion grundjäßlidH gegen
die Eingemeindung fei. Auch könne er dem Magiftrat nicht darin beipflidgten, daß von vornherein eine fteuerliche
Vorbelaftung Lindenz abgelehnt werde. Aus eigener Erfahrung wife er, daß die Eingemeindungsfrage gar nicht
jo eilig jei. Auch er Halte e8 im Interejje der Eingemeindung für zwedımäßig, daß die Fragen, die Bürger-
vorfteher Zramm Heute geftellt Habe, vom Magiftrat zunächft noch beantwortet würden.

Dberbürgermeifter Leinert betonte nochmals, daß e8 ganz unmöglich fei, eine fteuerliHe Borbelaftung der
Lindener Einwohner, au wenn fie fi nur auf 10 Yahre erfireden follte, fejtzulegen. Er wife au gar nidt,
worauf fi Ddiefe Vorbelaftung ftügen fole, da noch ange nit erwiefen fei, daß wirklig Mehrausgaben
eintreten würden.

Bürgervorfteher Lau bat, die Verhandlungen Heute auszujehen, weil die Zeit zu weit vorgefchritten jei und
man mit einem großen Teil der Rechten doch nicht einig werde.
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Oberbürgermeifter Zeinert [hloß fiH dem Antrage an und erfuchte, in der nächften Sigung fofort an die
Beratung, des Vertragsentwurfs zu gehen. Die von Bürgerborfteher Zramm heute aufgeworfenen Fragen Könnten
bei der Beratung des 8 14 der Vereinbarung befprodhen werden. Er ftelle fejt, daß die Unwejenden mit diejem
Vorfolage einverftanden feien.

Auf die Frage des BürgervorfteherS Diederig, in welder Weije vie Lindener Innungen nad der Eins
gemeindung fortzubeftehen Hätten, erwiderte Dberbürgermeifter Leinert, daß die Innungen, [oweit fie Zwangsinnungen
Jeien, mit den Hannoverfhen verfhmolzen werden müßten. Chenfo würden dann nur noch die Gewerbeinjpektion
und die Ortskrankenkafje in Hannover maßgebend fein.

Darauf wurde die Sigung gefohlofjen. Beglaubigt:

i Ernit,
Magifiratsjekretär.

Gejhehen im Rathaufje zu Hannover am 15. September 1919.

Sigung der EingemeindungsSfommiffion.
Anwejend:

Dberbürgermeifter Leinert, Bürgervorfteher Kreimeyer,
Bürgermeifter Dr. Weber, % Senator Otte,
Senator Bod, x Dr. Menge (für Bürgervorfteher
Direktor Dr. Seutemann, Mbilippi),
Bürgerborfteher Senator Lau, Bürgervorfteher Senator Diederidh,

iderodt (für Bürgervorfteher Senator # Demupig,
Schubert), x Tramm,

# Senator Brüggemann, 5 Pieper
vr Weber (i. VB. Bürgervorfteher Koch), und der Unterzeidhnete al Protokolführer.

Oberbürgermeifter Leinert: In der legten Sigung habe Bürgervorfteher Tranmm weitere Fragen geftellt,
über die der Magifirat den Mitgliedern der Kommiijfion [Oriftlihe Antwort zugefandt Habe. Da e8 zwedmäßig
fet, verfHiedene Punkte daraus Hervorzuheben, bitte er Herrn Senator Bock, fihH noch einmal über die Koften
der Entwäfjerungsanlagen und Straßenbauten zu äußern.

Senator Bo erläuterte die von ihHım verfaßte „Ergänzung zu der, DenkjAHrift vom 15. Iuli d. I. über
die Entwälferungsanlagen der Stadt Linden“ fowie die Anlage 1 und kam zu dem Ergebnis, daß die Einnahmen
und Ausgaben an Bau= und Betriebskoften für die erften 5 Jahre nad der Eingemeindung nicht nur balancieren,
jondern fogar noch einen Überjchuß ergeben würden.

Wie fiH die VBerhältnijje in der weiteren Zukunft geftalten würden, gehe aus der Ergänzung zu der Denk»
1Orift vom 15. Juli 1919 Hervor. Iedenfals würden die Ausgaben durch die Einnahmen im großen und
ganzen gededt werden und nur der geringe Minusbetrag von 40000 Mark jährlidh entftehen. .

Die Koften für Kanalijation und Straßenbau Könnten demnach kein Hinderungsgrund für die Einz
gemeindung fein.

Bürgervorfteher Tramm: Die Kanalijationskoften feien eins der OanpfeeDenten gegen die Eingemeindung
getwejen. Er Halte e8 au3 diejem Grunde für richtig, dem $ 8 des Eingemeindungsvertrags folgenden Zujaß
zu geben:

„Die Koften der Lindener Kanalifation einfoHließlidh der Kläranlage, Jowohl für das alte Stadtgebiet Linden
bis zum Jahre 1908 als au für die von Linden eingemeindeten Vorvrie (vergl. $ 13), werden in
ihrem gefamten Umfange entweder durch Gebührenbeiträge oder direkte Zuzahlungen ausfhließlid von den
Grundbefigeigentümern des jekigen Stadtgebiet Linden getragen, ohne daß Hiervon irgendwelche Koften
zu Saften der Bewohner des bisherigen Stadtgebiets Hannover erhoben werden dürfen,“
Dagegen würden fiH wohl kaum Bedenken erheben.

Oberbürgermeifter Zeinert war der Unficht, daß Hierdurch eine Vorbelaftung ausgedrüct werde. Man könne
eine folge Bedingung nur in den Vertrag aufnehmen, wenn die Überfhüffe, die Linden auZ feiner Rechnung
Habe, ausfoließlid für Lindener Zwede zur Verfügung geftellt würden.

Bürgervorfteher Zramm ging darauf in eine Bejpredhung der Lindener und Hannoverjchen Vermögens
verhältniffe ein. Nad der Aufftellung auf Seite 9 der DenkfHrift des Statiftijhen Amt3 ftehe in Linden einer
Shuldenlaft von 22430 000 Mark, wobei bereit8 die von Neid und Staat zw erftattenden, von der Stadt
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verauslagten Unterftügungsbeträge für Kriegerangehörige abgezogen feien, ein Vermögen von 27558 600 Mark
gegenüber. Wenn er die Hannoverfdhen Vermögensverhältnifje in der gleiden Weife aufmache, Fonıme ‚er zu dem
Ergebni3, daß einer Schuldenlaft von rund 165 Millionen Mark, abzüglidH der für Kriegsunterftüßungen gezahlten
38 Millionen Mark, die von Reid und Staat wiederzuerftatten feien, glei 127 Millionen Mark ein Vermögen
bon 312 Millionen Mark gegenüberftehe.

Bürgervorfteher Demmig: Auf Seite 4 der Denkfhrift des StatiftijdHen Amts fei in der Aufftellung des
Lindener Grundbefiges der Hafen mit Zubehör im Werte von 5 Millionen Mark aufgeführt. Er bitte um
Auskunft, warum in der Vermögensüberfiht der Stadt Hannover der Wert der Hannoverfchen Häfen nicht einz
gefeßt fei. /

Ferner fei in der DenkjchHrift der Wert der unbebauten Grundftüce der Stadt Linden mit rund 39 000 Mark
für den Hektar angegeben, während in der Überfiht der Stadt Hannover der Hektar nur mit durohfoOnittlich
18840 Mark bewertet fei, au Hierüber erbitte er Aufklärung.

Zu dem Vermögen der Stadt Hannover feien 26 Millionen Mark für die Eilenriede hinzuzurednen, wenn
der Vergleid mit Linden in der richtigen Weije durdHgeführt werden folle.

Nach Abzug der Schulden ergebe fi danach ein Reinvermögen von 645 Mark auf jeden Hannoverfdhen
Einwohner, während in Linden auf jeden Einwohner rund 197 Mark entfielen. Bei diejer Berehnung fei der
Wert der Straßenbauten mit 96 Millionen Mark für Hannover berückfichtigt. Die Differenz zwijden dem
hHannover]hen und Lindener Vermögen betrage demnach auf den Kopf eines Einwohner3 berechnet rund 448 Mark,
und ehe. nicht die Stadt Linden diejfe Differenz, die für die ganze Stadt rund 39 Millionen Mark ausmadhe,
gezahlt Habe, werde die Eingemeindung für Hannover ein jHlechtes GejhHäft fein. Hinzukonme noch, daß Jämtlihe
Werte nach Friedensverhältniffen berechnet jeien, während man Heute doch eigentlid den vierfaden Betrag
zugrunde legen müßte. Er bitte den Magiftrat, dieje Tatjachen nicht jo leicht zu übergehen, da fiH auch die
Öffentlichkeit mit ihnen befhäftigen werde.

DOberbürgermeifter Leinert: Die Berechnungen des Bürgervorftehers Demmig feien ja ganz iInterefjant,
doch könne er, Redner, im Augenblid ihre Ridtigkeit nit beurteilen. Wenn die Öffentlichkeit erfahre, von
welcher Seite die Zahlen ftammten, werde fie fie auch entfprechend zu würdigen wiffen. Auf die Eingemeindung
Hätten die Zahlen keinen Einfluß; denn wenn die Entwicklung in der gleidhen Weije wie bisher fortjHreite,
werde das Lindener Vermögen vielleicht rapide finken, jo daß die Differenz noch größer werde. Das fei ein
Bewei3 dafür, daß man die Eingemeindung jhon früher Hätte vornehmen jollen, weil fig dann die Vermögen
ausgegligen Hätten. ;

Er mache Hierbei auf den Schlußjaß der Schrift des Magiftrats vom 13. September d. I. aufmerkjam,
in dem gefagt jet: .

„Zum Schluß muß fich der Magiftrat dagegen ausfprechen, daß durch die volljtändig einfeitige Be=
tonung nur der finanziellen Fragen alle wirtjhHaftlihen, Kulturellen und fozialen Gefihtspunkte,
die für die Eingemeindung Jpredhen, in den Hintergrund gedrängt werden. Nur weil man bisher in
der EingemeindungsSfrage nicht als eine Finanzfrage zu fehen vermocht hat, ift diefe Frage nidht fchon
fängft befriedigend gelöft worden.“

Bürgervorfteher Dr. Menge war ebenfalls der Anfiht, daß die Stadt Hannover keinerlei ZujOuß zur
Lindener Kanalifation zahlen könne und deswegen die Bedingung, die von Bürgerborfteher Iramm vorgefdhlagen
jei, in den Eingemeindungsvertrag aufgenommen werden müffe. Ferner müfjfe man verlangen, daß der beftehende
große VermögenZunterfhied ausgeglidhen werde.

Die Behauptung des Magiftrat3, daß die Eingemeindungsfrage von den Mitgliedern der Rechten nur von
finanziellen Gefichtspunkten beurteilt werde, müjje er zurücweijen, dagegen aber bemerken, daß der Herr Ober-
bürgermeifter die finanzielle Seite überhaupt nicht, Jondern immer nur die allgemeine Seite im Auge Habe. Das
gehe aus den Ausführungen auf Seite 2 der ZujgHrift des Magiftratz vom 13. September d. I. hervor, in der
gejagt fei:

„E&3 darf nicht beharrlig überjehen werden, daß — wie in der DenkjeHrift eingehend begründet ift —
al3 fiherer Gewinn der Eingemeindung zu buchen ift: die längft gebotene einheitliHe Förderung
aller gemeinjamen Intereffen auf dem Gebiete der Wohn= und Induftrieanfiedelung, der Verkehr3= ,
anlagen, der WirtfhHaft3= und Kulturpflege.”

Er bitte den Herrn Dberbürgermeifter um Auskunft, in welder Weije und auf weldem Gebiete in Linden
dur) die Eingemeindung eine Joldje Förderung zu erwarten fei. Bis jeßt fehe er nicht viel mehr darin als
allgemeine Redensarten. ;
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Oberbürgermeifter Leinert erhob Einjprud dagegen, daß Bürgervorfteher Dr. Menge die Ausführungen
in der Schrift des Magiftrat3 vom 13. September d. I. als allgemeine RedenzZarten bezeihne. AYl8 Antwort
wolle er nachfolgende Stelle aus einem Aufjag des Syndikus der Handelskammer, Dr. Rode, in dem foeben
erfOienenen Hannoverheft aus der Sammlung „Deutjche Handels= und Indujfirieftädte“ zur Kenntnis der
Kommijfion bringen:

„Die Einfledtung in dazZ große deutjhe Eijenbahnneg ift die Hauptfächlichjte VBorbedingung der groß»
induftriellen Entwidlung Hannovers geworden, wobei nicht unermähnt bleiben darf, daß man dabei ebenfofehr‘
an die NachHbarftadt Linden zu denken Hat, die mit Hannover ein untrennbares und ununterfhHeidbares
Siedelungs=, Wohn= und Wirtfhaftsgebiet bildet und ausgefprochener al8 DdiejeS eine Induftrieftadt
darftellt. Die Verfhmelzung beider Großftädte zu einer einzigen, feit langem von Handel und Induftrie
gewünfdht, nur vom Hausbefigenden PfahHlbürgertum und dur die Staatsumwälzung des vorigen
November befeitigten Hiftorijhen Kommunaldefpotismu8 bislang verhindert, fteht unmittelbar bevor.“

Direktor Dr. Seutemann wie8 darauf Hin, daß die Berechnungen der Bürgervorfteher Zramm und Demmig
über das Vermögen der Stadt Hannover wefentliH Höher feien al8 in der DenkjoHrift, Seite 10, angegeben.
€ fer indeffen zu bedenken, daß in der Lindener Vermögensaufftelung, Seite 8 der Denkjchrift, der Wert der
Straßenflächen, der Straßenbefeftigung und Kanalijation nicht enthalten fei; infolgedeffen Hätte des Vergleichs
wegen der Wert diefer Dinge auch bei der HannoverjHen VermögenZaufftelung abgefeßt werden müjfen.

Herrn Bürgervorfteher Dr. Menge frage er, ob er c8 für gut Halten fönne, daß der Mietkafernenbau in
Linden in der gleiHen Weifje fortgefeßt werde wie bisher, ob er e& für richtig Halte, daß der in befter Lage
liegende von Altenfhe Park in Linden teilweije HocHbebaut fei, daß die Hauptarbeiterfiedelung Linden nahezu
feine öffentligen Anlagen Habe, oder daß die dohH au für Alt-Hannover äußerft wichtigen Hafenanlagen in
Linden nicht auf Grund von Planungen ausgeführt worden feien, die das gejamte Verkehrsinterefje der Stadt
einheitlid behandelten.

Ob Herr Bürgerborfteher Dr. Menge nicht aud wünfche, daß derartige Nachteile wenigitens für die Zukunft
verhindert werden follten. Dieje Beifpiele ließen doch erkennen, daß e8 fi um keine Redensarten Handele, wenn
in der Schrift des Magiftrats davon gefprodhen werde, daß die Längft gebotene einheitlidHe Förderung aller
gemeinjamen Intereffen auf dem Gebiete der WohHn- und Induftrieanfiedelung, der Verkehrsanlagen, der Wirt]Haft3=
und Kulturpflege als fihHerer Gewinn der Eingemeindung zu buchen jeien.

Bürgervorfteher Zramm erwiderte Hierauf, daß der Lindener Hafen aus praktijHen Gründen in anderer
Weife gar nicht Hätte ausgeführt werden können: al8 e& gefhehen fei. Daraus, daß die Stadt Linden einen Teil
de8 von Altenfhen Parkes verkauft und bebaut Habe, könne der Stadtverwaltung Hannover unmöglich ein Vorwurf
gemacht werden. Er Habe der Lindener Stadtverwaltung in früheren Jahren wiederholt geraten, größeren Örunds
befiß anzufaufen, do Habe man in Linden nie danad gehandelt.

Nun werde den Mitgliedern der Rechten immer der Vorwurf gemacht, daß fie die Eingemeindung nur vom
finanziellen Standpunkte beurteilten, und es werde gejagt, daß au noch weitere fommunale Sefichtspunkte be=
rücfichtigt werden müßten. Man dürfe doch nicht vergeffen, daß man e8 Hier mit einem Siedelungsgebiet zu tun
habe, das für Hannover von vornherein eine außerordentlide Belaftung mit fig bringen werde. Aus diefem
Grunde fei e8 notwendig, die finanzielle Seite genau zu prüfen, um alle Hindernifje aus dem Wege zu räumen,
die gegen den Anfhluß wären. Dabei gehe er in feiner Auffaffung gar nicht fo weit wie Bürgervorfteher Demmig.
Direktor Dr. Seutemann Habe darin recht, daß der Wert der Straßen in diefem Falle nicht in dazZz Vermögen
einbezogen werden dürfe. AWber felbjt wenn man hierfür den Betrag abziehe, ftände dem Lindener Vermögen
von 5 Millionen Mark immer noch ein Vermögen der Stadt Hannover von rund 89 Millionen Mark gegenüber.
DazZ fei ein ‚Jo Koloffales Plus, daß man wohl daran denken müjfe, einen gewiffen Ausgleid herbeizuführen.
Überdies feien auf einer folden Bafis bisher alle Eingemeindungsverträge abgejhloffen, ohne daß man jemals
Anftoß daran genommen Habe. Er jOlage deshalb vor, Hinter den S 14 folgenden $ 15 einzufügen:

„Als Ausgleich für die Bermögensvorteile, die der Stadt Linden aus dem Anfehlufje mit Hannover
erwachfen und zum Ausgleid der Mehrausgaben, die fiH auf dem Gebiete der Armenverwaltung, des
Volkajdhul= und des gewerbligen Fortbildungsfjhulmejens, des Straßenbaumwejen8, der Kehrichtabfuhr
und der Straßenreinigung, fowie dur den Ausfall der Einnahmen von der Straßenbahn ergeben,
zahlt die Stadt Linden auf die Dauer von 10 Jahren, vom erften Etat8jahre nach der Eingemeindung
an ‚gered)net, die Summe von 1 Million Mark jährlich, die durch entjpredhende Steuererhebung auf=
gebracht wird. Über die Art diejer Steuererhebung ift zunächft eine Vereinbarung mit der Stadtver=
waltung Linden herbeizuführen.“
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Der Syndikus der Handelskammer, Dr. Rode, rede Heute ganz allgemeine Worte, die die Mitglieder der
Kommijffion einer genauen finanziellen Prüfung nit überheben Könnten.

Direktor Dr. Seutemann bemerkte, daß Herr Bürgervorfteher Zramm befjer für die Eingemeindung ge=
{proden Habe als e& die DenkjeHrift nur Habe tun können. Herr Bürgervorfteher Zramm Habe erklärt, daß er
in früheren Jahren vergeblid auf die Stadtverwaltung Linden eingewirkt Habe, bedeutende SGeldmittel einzujeken,
um größere Grundfläden für das Siedelungswejen Linden3 in die Hand zu befommen. Wenn man die Einge=
meindung durchgeführt Habe, werde man nicht mehr nötig Haben, vergeblich an die Lindener Inftanzen zu OBEN
wegen Dinge, die dieje aus mangelnder Finanzkraft vielleicht nicht übernehmen Könnten.

Bürgervorfteher Dr. Menge erklärte ebenfalls, daß die Anficht des Herrn Dr. Rode für ihn nicht durhHfOlagend
jei. € werde ihm, Redner, immer vorgehalten, daß er ein grundjäßlidHer Gegner der Eingemeindung fei, im
Gegenteil, er frage fig nur, ob c8 mit den Hannoverfdhen Interefjen vereinbar fei, die Eingemeindung jeßt vor=
zunehmen und unter welden Bedingungen dies gejhehen könne. Er Habe den Magiftrat wiederholt gebeten, ihm
die Gründe zu nennen, nad) denen die Eingemeindung al8 dringlidH bezeichnet werden müfje. Der Magiftrat
Habe in feinem Schreiben vom 13. September d. X. erklärt, daß „die längft gebotene einheitliHe Förderung
aller gemeinjamen Interefjen auf dem Gebiete der Wohn= und Induftrieanfiedelung, der Verkehrsanlagen, der
Wirtfchafts= und Kulturpflege als fiherer Gewinn der Eingemeindung zu buchen fei.“ Dazu Habe er, Redner,
erflärt, daß er darin nur allgemeine RedenZarten erbliden Könne, und er Halte diefe Worte au jeBt noch voll=
fommen aufrecht. Er wolle damit feine Beleidigung ausfpredhen, fondern finde nur, daß den Worten des
Magifirat8 jeder Konkrete Inhalt fehle.

Herzn Direktor Seutemann frage er, ob er daran glaube, daß die Hafenanlagen Hannover3 erweitert
werden könnten. Er, Redner, könne e8 jedenfall nur als einen großen Fehler anfehen, wenn Hannover in den
nächften 10 Jahren eine Erweiterung feines Hafen3 vornehmen wolle. Er verweije Hierbei auf das Beifpiel von
Frankfurt a. M., das eine 50-Milkionen-Anleihe zu einem großen Hafenbau aufgenommen Habe und jeßt nicht
wife, woher e& das Geld für die Verzinjung und Amortijation nehmen joNe.

Bürgervorfteher Senator Otte: SämtligHe Mitglieder Hätten die befte Abficht, das Wohl der Stadt Hannover
zu fördern, aber die Eingemeindungsfrage fei fo enorm wichtig, daß fie mit einigen Sigungen nidht gründlich
erledigt werden fönne. Er Habe das bekflemmende Gefühl, als wenn die Frage innerhalb der Kommijfion noch
nit genügend geflärt fei und frage den Magiftrat, marum man fiH überftürzen JoNle. Er gebe zu, daß die
Ausführungen des Magiftrats auf Seite 2 feiner SchHrift nicht beifeite gefhoben werden Könnten, aber die
Verhältnifje müßten fih erft geflärt haben. Im Intereffe einer gedeihligen Arbeit innerhalb der Kommiffion
bitte er die Herren von der Linken, fih von der faljghen Überzeugung Ffreizumacdhen: der andere Teil wolle nicht.
Vorgefaßte Meinungen dürften bei den Beratungen auf keinen Fall vorhanden fein.

In welder Weije die Dringlichkeit der Eingemeindungsfrage in der Öffentlichkeit beurteilt werde, gehe
daraus Herbor, daß er Heute morgen erft von zwei bekannten Herren gefragt worden fei: „Habt Ihr denn auf
dem RathHauje nicht Wichtigeres zu tun, al8 Euch mit der Eingemeindung Lindens zu bejHäftigen? Linden läuft
doch nicht weg!”

Bürgermeifter Dr. Weber: Bürgervorfteher Demmig Habe gejagt, wenn man fid mit Linden verheiraten
wolle, müffe Linden erft fo und fo viele Millionen auf den Zijdh des Haufjes legen. Er, wolle ein anderes
Beifpiel geben. Wenn zwei NacHbarskinder, von denen jedes einen Hof Habe, einander Heiraten wollten und der
eine Hof etwas feiner jei al8 der andere, dann würden fie an eine Berechnung im Sinne des BürgervorfteherS
Demmig nicht hHerangehen, fondern fih trogdem verbinden.

Die ganze Frage könne überhaupt nicht nad Art eines Nechenexempel8 rein zahlenmäßig gelöft werden.
Wenn man jedoch die Eingemeindung al3 etwas betrachte, das früher oder jpäter dog kommen müffe, dann fei
e8 befjer, bald daranzugehen. Er jei der Meinung, daß manddes in Linden ander3 geworden wäre, auch der
Hafen, wenn der Anjhluß jhon früher vollzogen worden ei.

Bürgervorfteher Zramm war der Anficht, daß fih Linden gerade im Hinblig auf den Hafen jehr gut dabei
geftanden habe, daß e3 felbjtändig gewefjen fei, es würde Jonft den Hafen wegen der Roftjpieligkeit wahr] Heinlich
überhaupt nicht befommen Haben. Auch bei der bisherigen Nahrungsmittelverforgung Habe das felbftändige Linden
befjer abgefOnitten als Hannover.

In feinen beiden Anträgen liege gar feine Unbilligkeit, im Gegenteil, er Halte e8 Linden gegenüber für ein
großes Entgegenfommen, wenn man fid lediglidH auf die beiden Forderungen, die er gekennzeichnet Habe, bejOränke.

Bürgervorfteher Senator Lau: Wenn immer wieder gefragt werde, warum die Eingemeindung gerade im
gegenwärtigen Zeitpunfte notwendig fei, ‚Jo wolle er auf die Gründe Hinweifjen, die der Magiftrat in feiner Zu
{Orift vom 13. September 1919 geltend gemacht Habe und die man durchaus nicht unbeachtet Iafjen könne.
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Man lebe jeßt in einer Zeit völliger Umgeftaltung, Jowohl auf politijHem Gebiete al8 aud auf allen Gebieten
des Vermwaltungswejens; da jet c8 fon richtiger, den Wiederaufbau gemeinjam vorzunehmen, als auf beiden
Seiten jelbjtändig daranzugehen und den einen Ban fpäter vielleicht wieder niederreißen zu müffen. Man dürfe
auch nicht vergeffen, daß die Stadt Hannover in ihrer Gefamtheit ganz wefentlidhe Vorteile durch Linden gehabt
habe. Au3 eigener Erfahrung wife er, daß die Lindener Einwohnerfchaft ihre Einkäufe durchweg in Hannover
beforge und auf dieje Weije den WohHljtand Hannovers erhöhe.

Bürgervorfteher Demmig war der Anficht, daß man Hierin keinen Grund für die Eingemeindung erbliden
fönne, weil man dann auch der Landbevölferung gegenüber, die au weitem Umfkreije nah Hannover komme,
um hier einzufaufen, verpflichtet wäre. Auch Linden Habe durch die Nachbarjhaft der Stadt Hannover mandherlei
Vorteile gehabt, befonder8 die Lindener Grundbefigeigentümer, die infolge der Induftrieentwidelung ihre Grund»
{tüce äußerft vorteilhaft verkaufen Fonnten.

Bürgervorfteher Pieper: Aus dem bisherigen Verlaufe der Verhandlungen gehe jedenfalls die erfreuliche
Tatjacdhe hervor, daß die Gegenjäße in den Meinungen einander näherfämen. Die Ausführungen des Bürger-
vorftehers Zramm Hätten ihn zu einer gründlihHen Prüfung der Trammjhen Anträge veranlaßt und danach fOeine
e8 ihm jo, al8 ob man vielleicht doc auf diejem Wege zu einer Verftändigung mit Linden kommen könne.
Wenn immer wieder Hervborgehoben werde, daß Linden keinerlei Vorbelaftung zahlen dürfe, jo fei ihm eigentlich
nicht recht far, warum Hannover, wenn e8 in finanzieller Hinfiht fo viel günftiger geftellt jet als Linden,
nicht eine gewijfe Sicherung verlangen folle, die Linden zu tragen imftande fjei. Er Halte e8 nicht für unbillig,
den Lindener Einwohnern zuzumuten, daß fie iHre Kanalijation jelbft bezahlten. Ob cs jedoch möglich fei, eine
Vorbelaftung Lindens auf 10 Jahre in Höhe von 10 Millionen Mark in den Vertrag Hineinzubringen, erfdhHeine
im jehr fraglich. .

Dhne weiteres wolle er zugeftehen, daß er die Eingemeindung Lindens für Hannover für vorteilhaft und
erwünfdht Halte; wenn man fie immer wieder Hinausjchiebe, würden die Schwierigkeiten nur noch größer werden.

Bürgervorfteher Senator Diederich {prad fih ebenfalls dahin aus, daß eine Vorbelaftung in irgendeiner
Form feftgelegt werden müffe. Man brauche dabei nicht daran zu denken, daß die Lindener Hausbejiger die
Laften für die Kanalijation in voller Höhe jelber tragen würden; die Mieten in Linden jeien bedeutend niedriger
al8 in Hannover und die Hausbefißer würden ohne weiteres einen Teil der Kanalifationslaften durch Erhöhung
der Mieten von fi abwälzen. Er Halte es deshalb nicht für ausgejOHloffen, daß Linden auf eine Vorbelaftung
des Grundbefiges einginge.

Oberbürgermeifter Seinert: Er könne nur wiederholen, daß eine VBorbelaftung Lindens völlig ausgefHloffen
jei, zumal die Zahlen des Bürgervorftehers Zramm Lediglich auf Vermutungen beruhten. Wie die wirklichen
Verhältnifje in Zukunft Jein würden, wifje Heute noch niemand.

Bürgervorfteher Senator DiederidhH Habe ganz richtig Ddargeftellt, daß im Falle einer Borbelaftung des
Grundbefiges die Mieten erhöht würden; dann feien in Wirklichkeit aber wieder die Arbeiter die eigentlichen
Träger der Vorbelaftung. Iedenfalls werde Linden unter allen Umftänden den Anjhluß an Hannover ab=
lehnen, wenn damit eine Vorbelaftung verbunden jein joNle. Der Anjoluß fei für Hannover aber notwendig,
wenn e8 nicht in wirt]HaftlihHer Beziehung Schaden leiden wolle. Er mache darauf aufmertjam, daß in
Hannover eine ganze Anzahl reicher Steuerzahler wohnten, die ihr Einkommen aus Linden bezögen. Überhaupt
jei das ganze wirt]Haftlihe Leben der beiden Städte von einer [oldden Wechjelwirkung, daß man von einem
Getrenntfein jHon jebt gar nicht mehr jprechen könne. Weiterhin erinnere er daran, daß die Eingemeindung
der Vororte nad Hannover in früheren Jahren durchgeführt wäre, weil man befürchtet Habe, daß durch eine
rücjtändige Bauordnung vor den Loren die ftädtebaulide Entwidlung Hannovers eingeengt werde. Der gleiche
Grund jpreche au für den Unjhluß Lindenz. Man werde fi aber in der Öffentlichkeit über diefe Dinge
noch unterhalten Fönnen, dann werde auch zur Sprache kommen, daß die längit gebotene einheitliHe Förderung
aller gemeinjamen Interefjen ujw., wie e8 in der Zujhrift des Magiftratz vom 13. September ausgeführt fei, als
„allgemeine Redensart“ bezeichnet wäre, und die Offentlichkeit fönne dann darüber urteilen, ob die jeßige Zätigkeit
der Gemeinden und des Staates eine jolde Kritik verdiene. Er frage Bürgervorfteher Senator Otte mit Bezug
auf defjen legte Ausführungen, ob nad) dem verlorenen Kriege die Schaffung eines großen einheitlichen
Komplexes für die Gebiete der Wohn= und Indujtrieanfiedelung, der Verkehrsanlagen, der Wirtjchafts= und
Kulturpflege nicht als ein der erniteften Probleme angejehen werden müffe.

Bürgervorfteher Zranım: Der Vorfigende überfähe abjolut den Unterjchied zwijhen den ländliden Vors
orten und Linden; Linden jei bereits in den 80er Yahren ein völlig bebautes Stadtgebiet gewejen. Auf den
Vorwurf, daß der Anjchluß Lindens jHon in früheren Jahren Hätte vorgenommen werden müffen, Habe er zu
erwidern, daß der Zeitpunkt für die Eingemeindung nidt nur vom Lindener, fondern au vom Hannoverjhen
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Standpunkte beurteilt werden müßte. Hannover Habe in den 80er Yahren aber fo viele Aufgaben zu erfüllen
gehabt, daß dieje bei einer Eingemeindung Sindens unbedingt nicdt in der Weife, wie e8 ohne den Anfehluß ;

— Sindens gefchehen jei, Hätten erfüllt werden Können.
Er verftehe nicht, wie Oberbürgermeifter Leinert eine Borbelaftung Linden3 von vornherein von der Hand

weijen fönne. Seine, des Redners, Forderungen feien durchaus nicht übertrieben, und er zweifle keinen Augen-
blid daran, daß die Lindener Vertreter die Eingemeindung daran nicht |MHeitern Tafjen würden. Wenn dies
trogdem gefchehe, fei die Schuld dafür ausfoHließlidH Linden zuzufdoreiben.

Bürgervorfteher Dr. Menge: Naddem Oberbürgermeifter Leinert erflärt Habe, feine Kritik über die Gründe,
die der Magiftrat in feiner Denkjehrift vom 13. September 1919 angegeben Habe, an die Öffentlichkeit bringen zu
wollen, erfläre er nodmals, daß er gejagt Habe, in den Ausführungen des Magiftrat3, „daß die längit
gebotene einheitliche Förderung aller gemeinfjamen Intereffen auf dem Gebiete der WirtfHaft&= und Kulturpflege
al8 ein fiherer Gewinn der Eingemeindung zu buchen fei“, nicht viel mehr al8 eine RedenZart fehen zu Können.
Cr bitte, ihm einmal anzugeben, wie bei dem Lindener Hafen und den fonftigen Verkehraanlagen diefer „längft
gebotenen einheitligden Förderung aller Interefjen“ beffer Hätte Rechnung getragen werden fönnen als e& gefhehen
jei. Auch das Beijpiel des Bürgermeifters Dr. Weber wegen der Heirat fönne er perfönliH nicht als richtig
anerfennen, er jei vielmehr der Meinung, in diejen jHweren Zeiten von einer Heirat überhaupt Abftand zu nehmen.

Man müfe ferner berücfihtigen, daß man im fommenden Winter, wenn der größte Teil der Induftrie
infolge Kohlenmangel& ftillgelegt werden müffe, für Linden einen erhebliden Betrag an Erwerbslojenunterftügung
mit zu bezahlen Habe. Auch die MehHrbelaftung im Armenwefjen fer unausbleiblid. Für die AUnfiht des Ober-
bürgermeifter3 Leinert, daß eine Vorbelaftung Lindens unter allen Umftänden vermieden werden müffe, fehle ihn,
al8 hHannoverfchen Bürger, jedes Verftändnis. Er denke nit nur daran, daß im Intereffe der wohlhabenden
Einwohner Hannovers, fondern namentliH au im Intereffe der hHannoverfhen ArbeiterfhHaft ein Ausgleich ge=
{Hafen werden müffe, wie ihn Bürgervorfteher Zramm- vorgefhlagen Habe, und er fei auch der Meinung, daß
Linden fih darauf einlaffen werde.

Bürgervorfteher Kreimeyer: Auch er fei der Meinung, daß der Zeitpunkt für den Anfchluß Linden jHon
früher Hätte wahrgenommen werden müffen. Die Ausführungen des Vorfigenden und des Bürgervorftehers
Senator8 Lau fönne er nur unterftügen. Auf die Behauptung des Bürgervorfteher3 Senator Diederih, daß die

; Mieten in Linden durdhfHnittlich niedriger feien als in Hannover, erwidere er, daß nach feinen Informationen
fein ehr großer Unterfohied beftehe. Er feOhließe fi deshalb der Meinung des Oberbiürgermeifters Leinert an,
daß eine Borbelaftung nicht in Frage kommen dürfe. Wenn die frühere Stadtverwaltung Hannovers nicht {o
gute Beziehungen zu der NMegierung gehabt Hätte, wäre Linden vielleicht in mander Beziehung auch beffer daran
gewejen. Er made nur darauf aufmerfjam, daß Linden fih jahrelang vergeblid bemüht Habe, ein Amtsgericht
und noch andere ftaatliHe Einriotungen zu bekommen.

Bürgervorfteher Senator Otte richtete an Oberbürgermeifter Leinert die Frage, ob c8 fiH um eine offizielle
Erklärung der Stadt Linden Handle, wenn gejagt werde, daß Linden zur Übernahme einer Vorbelaftung nicht
bereit fei.

Nachdem dieje Frage vom Oberbürgermeifter Leinert bejaht worden war, erklärte Bürgervorfteher Senator Otte,
daß dann Bejpredhuingen ftattgefunden Haben müßten, von denen den Mitgliedern des BürgervorfieherkoNegiums
nichts bekannt gegeben fei. Er Halte jeßt den Zeitpunkt für gefommen, die Frage der Vorbelaftung mit den
Vertretern der Stadt Linden gemeinjam zu erörtern.

Dberbürgermeifter Leinert: Er könne auch jeßt nur wiederholen, daß jede Vorbelaftung Lindens8 aus=
gejOloffen fein müffe. Die Erfüllung der Forderung, die Bürgervorfteher Zramm geftellt Habe, daß Linden
10 Jahre lang in jedem Jahre 1 Million Mark zahlen folle, Halte er für eine Unmöglichteit. Wenn Ddiefe
Summe auf die Einkommenfteuer gelegt werde, müßte Linden {tatt 260 %g etwa 370 %g zahlen oder alle Steuern,
aljo aud) die Realfteuern, um !/4 bis !/g erhöhen. Man dürfe bei diefer Frage nicht nur Zahlen gelten laffen,
jondern müffe auch daran denken, daß e8 fig um das Wohlergehen von etwa 80000 Lebendigen Menjdhen
Handle. E8 fei beffer, die Eingemeindung jekt vorzunehmen, al8 damit zu warten, bis man überhaupt nichts
mehr dazu zu jagen Habe; denn e8 ftehe die neue Städteordnung in Ausfidht, nad) der Gemeinden, die nicht
mehr lebensfähig feien — und Linden fei e& nach Anficht verfhiedener Herren nicht mehr —, eingemeindet
werden müßten.

Bürgervorfteher Demmig: Dur daz Schreckgefpenft eines folden Gefeges, daz übrigens noch kein Staat
erlaffen habe, Iaffe er fich nicht einfHlchtern. Auch er fei dafür, nunmehr mit den Lindener Vertretern gemeinfam
zu verhandeln; wenn jede VBorbelaftung abgelehnt werde, Halte er c8 für angebracht, daz Ergebnis der Ver-
Handlungen, die bis jeßt im Heinen Kreije geführt worden feien, der Öffentlichkeit mitzuteilen.
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Bürgerbvorfteher Zramm erwiderte auf die legten Ausführungen des BürgervorfteherS Kreimeyer, daß e8 fih
bei der vielfach befichenden UAnjhauung, er, Redner, fei während feiner Amtstätigfeit allmächtig gewejen, nur um
einen Stadtklatjh Handle; in Wirklichkeit Jei er niemals wegen irgendweldder jtaatliher Einriotungen in Linden
gefragt worden, wie er au innerhalb der Stadtverwaltung Hannover jahrelang mit einer großen Oppofition
im Bürgervorfieherkollegium zu kämpfen gehabt habe.

Wenn Oberbürgermeifter Leinert immer wieder erkläre, daß von einer Vorbelaftung Lindenz nicht die Rede
jein fönne, jo mache dies einen eigenartigen Eindrud. Man gelange dadurch zu der Anficht, daß Hinter ver=
jloffenen Türen Befjpredhungen einzelner Perfönlichkeiten ftattgefunden Hätten und Verfprehungen gemacht worden
jeien, die jedoch für die Mitglieder der Rechten nidt maßgebend fein könnten.

Sollte der Staat wirklich beabfichtigen, wie aus den Worten des Vorfigenden zu entnehmen fei, ein Gefeß
zu erlaflen, wonach gewiffe Gemeinden eingemeindet werden müßten, dann Halte er jeglide Verhandlungen im
gegenwärtigen Augenblide überhaupt für überflüjfig, danır möge der Staat die Stadt Hannover nur vergewaltigen,
er werde dabei fchon fehen, wie weit er mit foldhen Gefegen komme.

Bürgervorfteher Piderodt erklärte, daß man in weiten Kreifen der Einwohnerfhaft der Anficht fei, daß die
Eingemeindung nur al8 ein Alt ausgleichender Gerechtigkeit angefehen werden fönne und eine Vorbelaftung
Linden8 nicht in Frage kommen dürfe, weil die Vorteile, die Hannover durch Linden gehabt Habe, unverkennbar
jeien. Bei früheren Eingemeindungen Habe man den betreffenden Ortihaften auch feine Borbelaftung auf Jahre
hinaus auferlegt, im Gegenteil, die Steuern feien vielfad auf lange Zeit geringer gewefen als in Hannover.

. (Zuruf Bürgerborftcher TZramm: Stöden!)
Direktor Dr. Seutemann: E83 jei bisher nur erörtert, vb man Linden eine VYorbelaftung auferlegen dürfe.

€3 jei aber nicht gefragt, ob c& demn überhaupt für Hannover angemefjen jei, eine Jolde Vorbelaftung zu fordern.
Wenn die Eingemeindung überhaupt einen Sinn habe, jo fei e8 doch der, daß fie im Intereffe der gefamten
Siedelungsgemeinfchaft nötig fei. Da wirke e& doch odies und peinlich, wenn man einem Teil diejer Siedelungs»
gemeinjdaft eine Sonderbelaftung auferlegen wolle, noch dazu gerade dem Teil, der als Arbeitervorftadt anz
zufehen fei. In diejem Teile feien überdies die Ernährer von 25%, der Bevölferung in Hannover berufstätig,
ftärften dort die Produktivkräfte und ermöglichten die großen gewerblichen Steuererträgniffe.

Aus den Ausführungen des Senators Bot gehe ja überdies hervor, daß die Moften der KHanalijation im
wefentligden durch Linden allein aufgebracht würden, wenn man die Hannoverjchen Säge für Anliegerbeiträge und
Gebühren dort einführe. Einer befonderen Sicherung, daß die Koften der Kanalifation von Linden allein ge
tragen würden, bedürfe e8 Hiernach nicht mehr.

Bürgervorfteher Dr. Menge war der Meinung, daß die Beftinunung, die Bürgervorfteher Zramm bvor-
gejhlagen habe, gerade auf Grund der Ausführungen des Senators Bo ohne Bedenken in den Vertrag aufs
genommen werden fönne. Auch ev wolle dem Vorfigenden erwidern, daß ein vom Staate etwa in Ausficht
genommenes Gejeß über Zwangseingemeindung gar keinen Einfluß auf Jeine Entjehlüffe haben könne. Für ihn
jet dies fogar noch ein Grund mehr, mit der Eingemeindung zu warten, weil der Staat mit einer Zwangs-
eingemeindung Lindens auch die Verantwortung dafür übernehmen müffe.

Was die Frage der Vorbelaftung angehe, fo könne von einer Odiofität, wie Direktor Dr. Seutemann behauptet
Habe, nicht die Rede fein. Die Forderungen des Bürgervorftehers Tramm feien fehr maßvoll, weil, wenn man
tein ge[äftsmäßig vorgehe, Linden etwa 4 Millionen Mark im Fahre zu zahlen Hätte. Man müffe fi
babei doch auch fragen, wie fich die finanzielle Lage Lindens mit oder ohne Eingemeindung geftalte; ohne die Eingemeindung
werde fie jedenfalls auf die Dauer noch viel {Alechter werden. Zweifello werde e& in diejer Zeit eine ganze Anzahl
notleidender Gemeinden in Deutjchland geben, doch fei der Staat derjenige, der Helfend einzugreifen habe.

Bürgerborfteher Senator DYfte ftellte den formellen Antrag auf Herbeiführung einer gemeinfamen Bejprehung
mit den Lindener Vertretern.

Bürgerborfieher Senator Diederich trat für die Gerechtigkeit der Forderung des Yürgervorftehers Tramm,
wonach) Linden die Noften jeiner Kanalijation jelbit tragen jolle, ein, weil aud die HannoverJde Einwohnerjhaft
die außerordentlidh Hohen Roften der eigenen Kanalijation allein getragen habe. Im übrigen brauche Linden die
MehHrbelaftung ja nicht gerade auf die Einkommenfteuer zu legen; e8 werde Jich Hierfür fhon noch ein anderer Weg
finden Iaffen. Er bitte, mit den Lindener Vertretern über diejen Punkt zu verhandeln, damit man zu einem
möglichft einftimmigen Bejhluffe über die Eingemeindung gelange.

Bürgervorfteher Senator Lau: Eine Vorbelaftung auf die Dauer von 10 Jahren-in Höhe von jährlich
1 Million Mark bedeute für Linden eine Vermehrung der Steuerlaft um nahezu !/z des bisherigen Steuerfaßes.
Daß Linden Hierauf nicht eingehen werde, fei ohne weiteres Mar. Herrn Demmig gebe er auf feine. Ausführungen
zu bedenken, daß die größte Zahl der Lindener Grundbefiker, die durch Hannover rei geworden feien, jeßt nicht

49



mehr in Linden, fondern in Hannover wohnten. Wer die erHöhten Steuerfäße zahlen müßte, fei die minderbemittelte
Bevölferung Lindens, insbefondere die Arbeiter, deren Verhältnifje e& nicht zuließen, ihHren WohHnfig zu wechfeln.

Senator Bo hob nocHmals hervor, daß Linden die Roften jeiner Kanalifation felbft tragen werde, wenn die
HannoverJhen Anliegerbeiträge und Gebühren auf Linden Anwendung fänden. Die Gewähr dafür, daß dies
gefhehen könne, Jei durch den $ 14 des EingemeindungsSvertrage8 gegeben. E3 frage fi nun, ob e8 erforderlich
Jei, eine Beftimmung, wie Bürgervorfteher Tramm fie vorgefülagen Habe, in den Vertrag aufzunehmen. Er lafje
e3 dahingeftellt fein, ob der Vorfhlag des Bürgervorftehers Zramm als praktijd bezeichnet werden könne.

Bürgervorfieher Zramm: Nach Ddiejen Ausführungen des Senators Bock könne man e8 doch nicht al8 un=
billig bezeichnen, wenn er, Redner, wünfdhe, daß vertraglich feitgelegt werde, daß Linden feine Kanalifation felbft
bezahlen müfe. Man gehe dadurch etwaigen Schwierigkeiten in Zukunft von vornherein aus dem Wege.

Oberbürgermeifter Leinert betonte, daß eine folde Feftlegung von Linden abgelehnt werde. N
Wolle man Linden eine fteuerliche Borbelaftung auferlegen, fo Habe dies zur Folge, daß ein großer Teil der

wohlhabenden Einwohner nach Hannover abwandere, während in Linden nur die minderbemittelte Bevölkerung
wohnen bleibe. Das gebe er befonders Herrn Biügervorfteher Pieper zu bedenken.

Bürgerborjteher Pieper: Seine Ausführungen feien vom Oberbürgermeifter Leinert völlig Faljch verftanden.
Er habe e8 nur für zwedmäßig gehalten, wegen der Kanalijationskoften mit Linden in Verhandlung zu treten, habe
aber gleichzeitig dabei erklärt, daß er c& für kaum möglich Halte, daß eine Belaftung Lindens auf 10 Jahre, wie fie
Bürgervorfteher Zramm gefordert Habe, durchzuführen jet.

Bürgerborfteher Zramm: Zu den Kanalijationsfoften bemerke er, daß er gar nicht8 anderes wolle, als daß
die Stadt Linden ausjließlihH ihre Kanalifationskfoften tragen folle, daß fie andererfeit3 aber auch nicht durch die
Koften der HannoverJhen Kanalijation belaftet werden dürfe.

Wenn der Betrag von 1 Million Mark, den er vorgefHlagen Habe, zu hoch erfdheine, fo jei er bereit, feinen
Antrag dahin zu ändern, daß die Belaftung auf 20 Yahre verlängert und der Betrag dafür auf die Hälfte er=
mäßigt werde.

Bürgermeifter Dr. Weber: Im HannoverJchen Ynterejfe müje er der erften Auffajjung des Bürgervorftehers
Tramm entgegentreten, weil der Schwerpunkt der Kanalijationsfrage in Lift und BVahrenwald läge. Wenn man
der Stadt Linden zufichern wolle, daß fie nur ihre eigene Kaualijation bezahlen jolle, fönne man fih unter Um-
ftänden jehr ins eigene Fleijh [Oneiden.

Senator Bo: € jei ausge[Hloffen, bei einer etwaigen weiteren Kanalijation in Groß-Hannover den Grund«
befiß im Sinne der Ausführungen des Bürgervorftehers ramm einheitlich zu belaften, weil ein großer Teil des
Geländes noch nicht bebaut jei. Wenn Heute für HerrenhHaufen, LeinhHaufen und Hainhokz ein Kanal gebaut werde,
jo gefhehe e& nicht nur für dieje Ort{ohaften, fondern für alles was in dem großen Komplex liege, 3. B. auch für
Kein=- und Groß-Buchholz, Bothfeld ujm. Die Verteilung der Koften Hierfür Jei eins der [Hwierig{ten Probleme,
die man in der Stadtverwaltung zu löfen Habe. In Linden lägen die BVerhältniffe jedoch ganz anders, weil der
größte Teil der Kanalijation bereit Hergeftellt jei und e8 fich nur nodd um die Kläranlage und Heinere Gebiet8=
fanäle handele.

Wegen der Kanalijation der nördlichen Bororte bemerfe er, daß die Koften für die erfte Ausführung des
Projekts vor dem Kriege 8 Millionen Mark betragen Haben mürden, die fichH unter Zugrundelegung einer vier=
fachen Verteuerung — wie von Herın Tramm angenommen — auf 32 Millionen Mark erhöhten. Hierbei
handele es fih aber nicht etwa jOHon um die eigentlidHe Kanalijation der Vororte, jondern um den allererften
Beginn, der im BVBerhälinis zu dem vollen Umfange des Projeft8 al8 ein minimaler Teil anzufjehen fei. Wenn
man bie großen Flächen berücfigtige, für die die Stammfanäle dienen follten, fomme man zu ganz anderen
Koften. Die Kanalijation der Vororte werde aljo mehr Ausgaben verurfachen, als die Ranalifation von ganz
Hannover mit Kläranlage erfordert Habe. Die Verhältnikje Hätten e& mit fich gebracht, daß man überhaupt nicht
mehr daran denken könne, eine Stadterweiterung in der Weije mit Kanalijation zu verfehen, wie man eS früher
getan habe. Wie diefe Frage zu Löjen ei, lalfe fig im Augenblik noch nicht überfehen; man werde vielleicht
zu einer ganz. anderen Art der Ausführung kommen müffen. Unter den heutigen Verhältniffen fei an eine
"Kanalifation der Vororte jedenfalls nicht zu denken, weil niemand jagen fönne, woher die Mittel für die Verzinjung
und Amortijation genommen werden follten.

Bürgervorfteher Zramm: Nach den legten Ausführungen des Senators Bock erfhHeine e8 ihn zweifelhaft,
ob e8 überhaupt no Wert Habe, eine Beftimmung bezüglich der weiteren Kanalijation des hHannoverfhen Stadt=
gebiet3 aufzunehmen. Er modifiziere danad feinen Antrag.

Oberbürgermeifter Leinert {tellte Hierauf den Schluß der Bejprechung felt und teilte mit, daß er zunächlt
über die beiden Anträge des Bürgervorftehers Zramm wegen der Kanalijationsfoften und der  Vorbelaftung

50



- Linden auf 20 Jahre mit einer Summe von jährligH 500000 Mark abftimmen laffen werde. Danach werde
er den Antrag des Senator3 Otte, der darauf Hinauslaufe, nunmehr eine gemeinfdhaftlide Sigung mit der
Lindener Eingemeindungskommiffion anzuberaumen, zur Abftimmung bringen.

Bürgervorfteher Senator Otte war der Anjicht, daß fein Antrag, al8 der weitergehende, zuerft zur Abjtimmung
fommen müffe und wurde in diejer Wuffajfjung von Bürgervorfteher Demmig unterftüßt.

Bürgervorfteher Senator Brüggemann erklärte, daß man zuerft über die Anträge des Bürgervorfteher8
Tramm abftimmen müffe, weil man mit den Lindener Vertretern nicht verhandeln könne, ohne über diefe Punkte
Klarheit zu Haben.

Dberbürgermeifter Leinert: Man müffe über die Anträge des Bürgervorftehers Zramm zuerft abftimmen,
denn wenn diefe abgelehnt würden, Hätte e& keinen Wert mehr, noch einmal eine gemein]fHaftlidHe Sigung mit
der Lindener Kommijfion Herbeizuführen.

Bürgerborfteher Demmig: Das Ergebnis der Heutigen Abftimmung Kfönne nur als proviforijh betrachtet
werden, weil das Verhältnis zwijhen den Mitgliedern der Linken und der Rechten wie 5 : 5 fei, nachdem Bürger=
vorficher Pieper, der der ausfhlaggebende Teil gewejen wäre, JiH inzwijohen entfernt Habe. Er bitte deshalb
nochmals, eine gemeinjHaftligde Sigung mit den Lindener Herren abzuhalten.

Oberbürgermeifter Leinert: Er Könne nicht ander3 Handeln, al8 über die Anträge des Bürgervorfteher2
Tramm zuerft abftimmen zu laffen. Wenn diefe abgelehnt würden, fei für eine gemeinfHaftlide Sigung mit
den Lindener Herren feine Verhandlungsbafis mehr vorhanden.

Der Borfigende nahın jodann die Abjtimmung vor über den 1. Antrag des BürgervorfteherS Zramm:
„Dem $ 8 wird folgender 2. Wbjaß Hinzugefügt:

Die Koften der Lindener Kanalijation einfHließlich der Kläranlage, Jowohl für daS alte Stadtgebiet
Linden bi8 zum Jahre 1908 al8 auch für die von Linden eingemeindeten Vororte (vergl. S 13),
werden in iHrem gefamten Umfange entweder durch SGebührenbeiträge oder direkte Zuzahlungen aus=
jOLießliH von den Grundbefigeigentümern des jebigen Stadigebiet8 Linden getragen, ohne daß Hiervon
irgendivelche Koften zu Lajten der Bewohner des bisherigen Stadtgebiets Hannover erhoben werden dürfen.“

Der Antrag wurde gegen die Stimmen der Mitglieder der rechten Seite des Bürgervorfteherkollegiums abgelehnt.
Danach wurde über den nachftehenden 2. Antrag des BürgervorfteherS Zramm abgeftimmt:
„Öinter S 14 wird folgender $ 15 eingefügt:

AS Ausgleid für die Vermögensvorteile, die der Stadt Linden aus dem Anjehluffe mit Hannover
erwadhfen und zum Ausgleich der Mehrausgaben, die fi auf dem Gebiete der Armenverwaltung, des
Voltsjhul= und des gewerbligen Fortbildungs]Oulmefjens, des Straßenbauwefen8, der Kehrichtabfuhr
und der Straßenreinigung, fowie durch den Ausfall der Einnahmen von der Straßenbahn ergeben,
zahlt die Stadt Linden auf die Dauer von 20 Jahren, vom erften Etat3jahre nach der Eingemeindung
an gerechnet, die Summe von 500000 Mark jährlich, die durch entjpredende Steuererhebung aufgebracht
wird. Über die Art diefer SteuererhHebung ift zunächft eine Vereinbarung mit der Stadtverwaltung
Linden herbeizuführen.“

Der Antrag murde gegen die gleiden Stimmen ebenfalls abgelehnt.
Oberbürgermeifter Leinert: Da nad diejem Ergebnis der AWoftimmung für eine neue Verhandlung mit

der Lindener Kommiffion kein Grund mehr vorhanden {jei, fei der Antrag des Senators Otte erledigt.
Bürgervorfteher Zramım beantragte, zum $ 10 des Eingemeindungsvertrages folgenden Zujaß zu machen:

„Die Summe hierfür wird von der bisherigen Stadtgemeinde Linden zur Verfügung geftellt.“
Oberbürgermeifter Zeinert ließ Jodann über den Eingemeindungsvertrag in der den Mitgliedern der

Kommijfion vorliegenden Fajfjung mit dem Zujag, den Bürgervorfteher Zramm zu $ 10 beantragt hatte, abftimmen.
Bürgervorfieher Tram m erklärte, daß die antwejenden 5 Mitglieder der Rechten fih der Stimme enthielten.
Oberbürgermeifter Leinert ftellte fejt, daß der Eingemeindungsvertrag in obiger Form von der Mehrheit

der Kommijfion genehmigt jei. Der Vertrag werde nunmehr mit einer Begründung den Städtijhen Kollegien
jowie dem Magiftrat Linden zugefandt werden.

Bürgerborfteher Demmig bat, die von ihm eingangs der Verhandlung geftellten drei Fragen zu beantworten :
1, Ob Hannover in der Vermögensaufftellung feine Werte für Häfen einzujegen Habe,
2. Warum der Magiftrat den unbebauten Grundbefig Hannovers mit durohjHnittlig 18840 Mark

für den Hektar bewertet Habe, während der Lindener GOrundbefig mit rund 39000 Mark
für den Hektar eingefeßt fei.

3. Wie der Wert der Straßenflädhen, Park3 ufw. in der Vermögensaufftellung verrechnet jei.
Oberbürgermeifter Leinert jagte die Beantwortung der Fragen zu.
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Direktor Dr. Seutemann erflärte, daß die Fragen augenblidlih nicht beantwortet werden könnten, weil -
das Bauamt jhon feit längerer Zeit damit befhHäftigt fei, ein Reqilt X fädtifhen Grundbefiges anzulegen,
diefe Arbeit jedoch noch nit fertiggeftellt Habe.

Bürgervorfteher Demmig: E83 genüge ihm, wenn HinfichtliH der Straßenflächen gejagt werde, ob Ddiefe
in den beiderfeitigen Aufftelungen von Linden und Hannover enthalten oder nicht enthalten feien.

Bürgermeifter Dr. Weber: Die Frage unter 2 Fönne er beantworten. Die niedrigere Bewertung des Hektars
von dem HannoverfJden Grundbefig erkläre fi daraus, daß von Hannover die großen Flächen, die e& 3. B.
in KMeefeld und anderen Außengebieten zum Teil jchon vor Jahrzehnten zu mäßigen Preijen angekauft Habe, in
die Aufftelung Hineinbezogen wären, während Linden nur verhältnismäßig geringen und erft vor wenigen Jahren
angefauften Grundbefiß zu verzeichnen Habe, in dem fi. vor allem das Hochwertige große Hafengebiet befinde.

Bürgervorfteher Senator Otte: Mit RückjfiHt auf die umfangreide Materie, in die die Fraktionen fiHd erft
einarbeiten müßten, bitte er, die Sigung der Städtijhen Kolegien, in der man fid mit der Eingemeindung zu
befafjen Haben werde, nicht eher anzuberaumen, bi8 die Fraktionen erklärt Hätten, mit den Vorbereitungen
fertig zu fein.

Oberbürgermeifter Leinert erwiderte, daß der Magiftrat fih auf ein foldhes Verjprechen nicht einlaften
fönne. Er made den Vorjchlag, die Sikung der Städtijhen Kolegien gemäß dem Zuruf des Herrn Bürger=
vorfteher3 Tramm nicht vor Ablauf von 14 Tagen von dem Zeitpunkt an anzuberaumen, an dem den Fraktionen
die Vorlage unterbreitet werde. Die Vorlage werde auch gleichzeitig der Prefje übergeben werden, weil e8
erforderlich fei, daß audh die Öffentlichkeit fid mit der Angelegenheit befhäftige. Er ftelle im übrigen felt, daß
die bisher ftattgehabten Verhandlungen nicht als vertraulich anzufehen jeien.

Widerfpruch wurde gegen diefe Ausführungen nicht erhoben.
Beglaubigt:

Ernft,
Magijtratsjekretär.


